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Corporate Governance und Controlling
n Dieser Beitrag behandelt die Auswirkungen von Rechtsnormen der aktuellen

Corporate-Governance-Reformen auf das Controlling und das interne und
externe Reporting.

n Es erfolgt eine Wirkungsanalyse (berwachungsbezogener Rechtsnormen auf
Basis der Bereiche Pr(fung, Aufsicht und Controlle.

n Am Beispiel von immateriellen Vermçgenswerten (Intangible Assets) nach
IAS 38 und langfristigen Fertigungsauftr'gen (Construction Contracts) nach
IAS 11 werden Einfl(sse auf das Controlling und Reporting dargelegt.

n Der Ausbau des Financial Accounting zu einem ganzheitlichen Business
Reporting geht mit einem Bedeutungszuwachs des Controlling einher.

n Das Controlling stellt das zentrale Bindeglied zwischen Corporate Gover-
nance und Business Reporting dar.
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1 Einf'hrung
Unter dem Schlagwort Corporate Governance werden gegenw*rtig
Reformans*tze prim*r aus rechtlicher Sicht diskutiert und in
verbindliche Regelungen transformiert, die bewirken sollen, dass
vor allem kapitalmarktorientierte Unternehmen effizienter gef,hrt
und wirkungsvoller ,berwacht werden kçnnen. Im dualistischen
System der deutschen Unternehmensverfassung, das auch als
Trennungsmodell, doppelstufiges oder „Two Tier System“ bezeich-
net wird, zielt bei der Aktiengesellschaft die Corporate Governance
prim*r auf die Rechte und Pflichten von Vorstand, Aufsichtsrat und
Hauptversammlung ab, die als Organe die zielgerichtete F,hrung
und (berwachung tragen. Aber auch im angloamerikanischen
monistischen System, das ebenfalls unter dem Terminus Vereini-
gungsmodell, einstufiges oder „One Tier System“ gef,hrt wird,
entfaltet die Corporate Governance eine zentrale Bedeutung. Die
dem Board-System zugrunde liegende B,ndelung von Leitungs-
und (berwachungsaufgaben bei den Inside und Outside Directors
sorgt zwar f,r eine flexible Aufteilung von Zust*ndigkeiten und
Verantwortlichkeiten, birgt jedoch gleichzeitig Risiken bzgl. der
geforderten Neutralit*t der (berwachung. Die Tatsache, dass weder
dem monistischen noch dem dualistischen Modell eine absolute
(berlegenheit zugewiesen werden kann, hat die Europ'ische Kom-
mission bewogen, ein Unternehmenswahlrecht zwischen einem
Dual- und einem Board-System bei der Einf,hrung der Europ*-
ischen Aktiengesellschaft (Societas Europaea) zu implementieren.

In der betriebswirtschaftlichen Praxis sind das Controlling und der
Controller selbst nicht unmittelbar in die (berwachung des
Vorstandes eingebunden, der gem*ß § 76 Abs. 1 AktG die Gesell-
schaft in eigener Verantwortlichkeit leitet. Dies ist nach der
deutschen Unternehmensverfassung auch gar nicht mçglich, da
der Controller dem Vorstand untersteht und diesen daher nicht
,berwachen kann. Ferner berichtet das Controlling im Ergebnis an
den Vorstand, nicht aber an den Aufsichtsrat, zu dem in aller Regel
keine permanenten Kontakte gepflegt werden. Dennoch steht das
Controlling mit seiner f,hrungsunterst,tzenden Aufgabe konzep-
tionell den Zielen und Instrumenten der Corporate Governance
nahe. Aufgrund dieser inhaltlichen Verbindung erhebt sich die
Frage, welche Bedeutung dem Controlling innerhalb der national
und international breit gef,hrten Diskussion zur Verbesserung der
Corporate Governance nach neuesten betriebswirtschaftlichen Er-
kenntnissen zukommt.

Ziel dieses Beitrags ist es, die Wirkung von Rechtsnormen auf das
Controlling zu untersuchen. Die Regulierungsdichte hat in Bezug
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auf das Handels- und Gesellschaftsrecht in den letzten Jahren
merklich zugenommen, vor allem durch Reformbestrebungen zur
Verbesserung der Corporate Governance. Hier geht es prim*r um
eine Intensivierung der (berwachung der Unternehmensleitung,
die neben den internen Instanzen (Interne Revision, Aufsichtsrat)
von den externen (berwachungstr*gern (Abschlusspr,fer, unab-
h*ngige Enforcement-Instanz, Markt f,r Unternehmenskontrolle)
durchgef,hrt wird. Ein weiteres Anliegen dieses Beitrags ist es, die
interdependente Beziehung zwischen der Corporate Governance
dem Financial Accounting sowie dem Business Reporting darzulegen.

Die Abhandlung enth*lt im zweiten Kapitel zun*chst einen kurzen
Abriss der (US-amerikanischen) Historie der Corporate Governance
sowie der aktuellen, rechtlich dominierten Bestrebungen zu ihrer
Verbesserung im deutschen Rechtsraum. Das Controlling leistet
unbestreitbar einen zentralen Beitrag im Rahmen der Corporate
Governance. Es stellt sich daher die Frage, welche Wirkungen von
den rechtlichen Normierungen im Kontext der aktuellen Corporate-
Governance-Diskussion auf die Theorie und das Konzept des
Controlling ausgehen. Vor diesem Hintergrund wird im dritten
Kapitel aus dem Blickwinkel des betriebswirtschaftlichen (ber-
wachungsmodells analysiert, wie sich Controlling in diesen Ansatz
methodologisch einordnet. Im vierten Kapitel werden ausgew*hlte
Rechtsnormen aus den Bereichen Pr,fung, Controlle und Aufsicht
untersucht, um zu kl*ren, wie sich die Rolle des Controlling aus
Sicht der betriebswirtschaftlichen Theorie und Praxis gegenw*rtig
darstellt und k,nftig weiterentwickeln wird. Da die Corporate
Governance ebenfalls die Ausgestaltung der in- und externen
Berichterstattung (Reporting) des Unternehmens wesentlich deter-
miniert, werden die wesentlichen Auswirkungen ausgew*hlter
Rechnungslegungsstandards im Kontext der aktuellen Corporate-
Governance-Diskussion auf die Reporting-Praxis von bçrsennotier-
ten Aktiengesellschaften erçrtert. Vor diesem Hintergrund wird
zun*chst die Erweiterung des Financial Accounting zu einem ganz-
heitlichen Business Reporting diskutiert. Am Beispiel immaterieller
Vermçgenswerte nach IAS 38 und langfristiger Fertigungsauftr*ge
nach IAS 11 erfolgt eine Darstellung wesentlicher Einfl,sse auf die
Unternehmensberichterstattung. Das f,nfte Kapitel enth*lt eine
Zusammenfassung der Ergebnisse.

Gang der
Untersuchung
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2 Corporate Governance zur
%berwindung
rechtsformspezifischer Probleme

2.1 Entwicklung der Corporate Governance

Die Trennung von Eigentum an und Verf,gungsmacht ,ber
Unternehmen zeigt die Notwendigkeit einer Corporate Governance
auf. Die unter dem Begriff Corporate Governance diskutierten
Probleme haben ihre Kernursache darin, dass die Eigent,mer ihre
Ziele nicht in den Handlungen des (angestellten) Managements
repr*sentiert sehen. Es zeigt sich, dass diese kontroversen Erçrte-
rungen durchaus die Verh*ltnisse in der Gesellschaft widerspiegeln
kçnnen. In jedem Fall hat die Diskussion um eine Verbesserung der
Corporate Governance ihre Wurzeln in der gesellschaftlichen,
insbesondere der wirtschaftlichen Entwicklung der USA.

Der Terminus Corporate Governance stellt eine Analogie zum
Begriff der Public Governance dar, genauso wie der Terminus
Corporate Voting eine Verbindung zum Begriff des Political Voting
aufweist. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, wie
repr*sentativ ein Corporate Government sein kann und wen es
repr*sentieren sollte.1 Dar,ber hinaus ist von Interesse, inwieweit
demokratische Verh*ltnisse anzustreben sind und inwieweit die
Privilegien einzelner Eigent,mer begrenzt werden sollen. Vor allem
die US-amerikanische Literatur hat die Felder Corporate Voting, die
Aus,bung der Verf,gungsmacht durch das Management und Wege
einer Corporate Democracy untersucht, die sich unter den Pr*missen
einer „One Share One Vote“-Situation2 zu einer Eigentums- und
Machtkonzentration wandeln kann.

In den 60er und 70er Jahren des 20. Jahrhunderts stand in der
US-amerikanischen Literatur die Frage im Fokus, wie das Manage-
ment im Sinne der Ziele der Eigent,mer zu disziplinieren ist. Der
popul*rste Ansatz3 beinhaltet dem Management zu offerierende
Anreize, die die Qualit*t von Vertragsbeziehungen aufweisen. Er
findet die Lçsung in einer optimalen Kapitalstruktur des Unter-
nehmens. Diese Theorie der (unvollst*ndigen) Vertr*ge (Theory of
Contracts) bildet noch gegenw*rtig den Ausgangspunkt der Corpo-
rate-Governance-Diskussion. Kçnnten Eigent,mer und Manage-
ment im Vorwege einen Vertrag schließen, in dem Regelungen f,r
alle zuk,nftigen Eventualit*ten festgelegt sind und der frei von
Transaktionskosten ist (Transaction Cost Theory), kçnnten rechts-

1 Vgl. Becht et al. (2002), S. 7 f.
2 Vgl. Grossman/Hart (1982); Harris/Raviv (1987).
3 Vgl. Jensen/Meckling (1976), S. 11 f.
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formspezifische Probleme vermieden werden. Alle Entscheidungen
w,rden zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses getroffen. In der
Realit*t erscheint dies schon aufgrund der unsicheren zuk,nftigen
Entwicklung nicht mçglich. Die daher unvollst*ndigen Vertr*ge
zwischen Principal und Agent hat die Theory of Contracts eingehend
analysiert4 und damit ein wichtiges theoretisches Fundament f,r die
Corporate Governance gelegt. Letztere l*sst sich auf die Frage von
Coase zur,ckf,hren, warum sich in der Empirie hierarchisch
strukturierte Unternehmen bilden, zumal die h. M. von einer
(berlegenheit der marktwirtschaftlichen Rahmenordnung ausgeht.5

(berdies ist auf die theoretischen Ausf,hrungen zur Vergabe von
Verf,gungsrechten (Property Rights Theory) hinzuweisen, die je
nach Ausgestaltung bestimmter Verhaltensannahmen (Human
Factors) und Umweltfaktoren (Environmental Factors) im Rahmen
des (berwachungsvorgangs Kosten verursachen.6 Ein weiterer
wesentlicher Einfluss auf die Corporate-Governance-Entwicklung
geht von der Theorie der Rechnungslegungspolitik (Creative
Accounting) aus, die im angloamerikanischen Bereich unter der
Bezeichnung Earnings Management gef,hrt wird.7 Besondere Be-
deutung haben dabei zwischen Principal und Agent bestehende
Informationsasymmetrien zugunsten des Agenten erlangt. Diese zu
lçsen, Vertr*ge zu gestalten und zu ,berwachen hat sich die Positive
Accounting Theory („Rochester School’s Theory“) verschrieben, die
sich weitgehend auf das externe Rechnungswesen konzentriert.
Obgleich die Positive Accounting Theory8 vielfach kritisiert wurde,
ist doch ihr Beitrag bez,glich des Aufzeigens mçglicher Bedeutun-
gen des Rechnungswesens bei der Lçsung von Vertrags- und
Governance-Problemen unbestritten.

Mit Blick auf die unvollst*ndigen Vertr*ge der Kapital,berlassung
und bestehende Informationsasymmetrien ist es das Ziel der
Corporate Governance, die Interessen der Aktion*re zu sch,tzen.
Corporate Governance bedeutet damit die zielgerichtete F,hrung
und (berwachung von Unternehmen und beinhaltet Mechanismen
zur Regelung von Kompetenzen, Schaffung von Anreizen, Installie-
rung von (berwachungsprozessen und Koordinierung von Außen-
beziehungen des Unternehmens.9

4 Vgl. Hart/Holmstrçm (1987), S. 71 f.
5 Vgl. Coase (1937), S. 390.
6 Vgl. hierzu u. a. G,nther (2004), S. 324.
7 Vgl. stellvertretend Healy/Wahlen (1999), S. 369.
8 Vgl. Becker (2003), S. 96 f.
9 Vgl. Hachmeister (2002), Sp. 488; Freidank/Paetzmann (2003), S. 304.
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2.2 Einfl'sse von Rechtsnormen und
Reformpl&nen des Gesetzgebers

Ausgelçst durch eine Reihe spektakul*rer nationaler und interna-
tionaler Unternehmenskrisen war es vor allem der Kapitalmarkt,
der seit den 1990er Jahren weltweit auf eine Verbesserung der
Corporate Governance dr*ngte. Dabei stand insbesondere die (ber-
wachung der obersten Unternehmensorgane (Top-Management)
mit Blick auf die Wahrnehmung der Interessen der Eigner im
Mittelpunkt. Als Ausfluss der Reformbestrebungen zur Verbes-
serung der Corporate Governance wurden in einzelnen L*ndern
durch Regierungen, Bçrsen, Investoren oder unabh*ngige Kommis-
sionen spezifische Regelungen ausgearbeitet, die Empfehlungs- oder
Gesetzescharakter tragen. Die bekannteste ist der US-amerikanische
Sarbanes-Oxley Act (SOA), der mit Blick auf die Corporate Gover-
nance die Verpflichtungen der Unternehmensf,hrung und ihrer
(berwachungsinstitutionen konkretisiert sowie ihre Haftung aus-
weitet.10 Diese richten sich unabh*ngig von der jeweiligen Nationa-
lit*t an alle Unternehmen mit Bçrsennotierung am US-amerikani-
schen Kapitalmarkt. Insofern unterliegen in Deutschland ans*ssige
Tochtergesellschaften, deren Mutterunternehmen an der New York
Stock Exchange (NYSE) notiert sind, dem Einflussbereich der
Securities and Exchange Commission (SEC), welche in Ausf,hrungs-
gesetzen (sog. Final Rules) die Normierungen des SOA konkretisiert
hat. Zu beachten sind aber die Unterschiede hinsichtlich Eigen-
tumskonzentration und Aktion*rsschutz in den einzelnen L*ndern.
So zeigen etwa j,ngere vergleichende Untersuchungen einen
hçheren Grad an Aktion*rsschutz in L*ndern mit richterlicher
Case-Law-Orientierung nach angloamerikanischem Recht gegen-
,ber L*ndern mit Rechtssystemen, die durch die Konzeption des
rçmischen Rechts (sog. Common Law) gepr*gt sind.11 Hieraus folgt,
dass u. a. diesen rechtsraumspezifischen Diskrepanzen einer Corpo-
rate Governance Rechnung zu tragen ist, womit eine (bernahme auf
andere L*nder grunds*tzlich nicht in Frage kommt. Gleichwohl
ergeben sich aber Auswirkungen des SOA auf den deutschen
Rechtsraum.12 Hinzuweisen ist u. a. auf die Novellierung der
Unabh*ngigkeitsanforderungen des Abschlusspr,fers (§§ 319, 319a
HGB) durch die Verabschiedung des Bilanzrechtsreformgesetzes,
die sich in weiten Teilen an die Ausf,hrungen des SOA angelehnt
haben. Die f,r Deutschland maßgeblichen Initiativen der vergange-
nen Jahre sind in ihrer zeitlichen Abfolge in Abb. 1 grob skizziert.

10 Vgl. etwa Holmstrom/Kaplan (2003), S. 19 f.
11 Vgl. La Porta et al. (1998), S. 33 f.
12 Vgl. Emmerich/Schaum (2003), S. 677 f..
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Die Novellierungen bedeuten teilweise insofern Neuland, als Vor-
st*nde deutscher Unternehmen gewohnt waren, ihr Handeln an
gesetzlichen Regelungen, jedoch nicht an Empfehlungen zu orien-
tieren. Verpflichtenden Normcharakter besitzen in diesem Zusam-
menhang zun*chst neben dem Kapitalaufnahmeerleichterungs-
gesetz (KapAEG)13 insbesondere das Gesetz zur Kontrolle und
Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG)14 sowie das
Transparenz- und Publizit*tsgesetz (TransPuG)15. Das zweite ver-
pflichtet u. a. Aktiengesellschaften, ein Risikofr,herkennungssystem
einzurichten, w*hrend das dritte einige Empfehlungen der Baums-
Kommission umsetzt.16 Insgesamt konnten die grundlegenden Vor-
schl*ge der 1. Regierungskommission zu gut zwei Dritteln durch das
TransPuG und durch den Deutschen Corporate Governance Kodex
(DCGK)17 transformiert werden.

Die Bedeutung des DCGK entsteht f,r bçrsennotierte Gesell-
schaften insbesondere dadurch, dass diese Unternehmen eine j*hr-
liche Entsprechenserkl*rung nach § 161 AktG abzugeben haben, ob
den Empfehlungen der DCGK „entsprochen wurde und wird und
welche Empfehlungen nicht angewendet wurden oder werden“.
Etwaige Abweichungen m,ssen nicht begr,ndet werden, wobei der
Kapitalmarkt derartige Begr,ndungen jedoch einfordern wird bzw.
Abweichungen sanktioniert (Comply or Explain).18

Zeitpunkt Regelung

April 1998 Gesetz zur Verbesserung der Wettbewerbs-
f*higkeit deutscher Konzerne an Kapital-
m*rkten und zur Erleichterung der Auf-
nahme von Gesellschafterdarlehen
(Kapitalaufnahmeerleichterungsgesetz –
KapAEG).

Mai 1998 Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im
Unternehmensbereich (KonTraG).

Januar und Juli 2000 Arbeitsergebnisse der privaten Frankfurter
Grundsatzkommission Corporate Gover-
nance (Leitung: Schneider).

Juni 2000 Ergebnisse „German Code of Corporate
Governance“ des Berliner Initiativkreises
(Leitung: Von Werder)

13 Vgl. KapAEG (1998), S. 707 f.
14 Vgl. KonTraG (1998), S. 786 f.
15 Vgl. TransPuG (2002), S. 2681 f.
16 Vgl. Baums (2001).
17 Vgl. DCGK (2006).
18 Vgl. Peltzer (2004), S. 24.
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Zeitpunkt Regelung

Juli 2001 Empfehlungen zur Corporate Governance
durch die 1. Regierungskommission „Cor-
porate Governance – Unternehmensf,h-
rung – Unternehmenskontrolle – Moder-
nisierung des Aktienrechts“ (Leitung der
Kommission: Baums).

Februar 2002 Verçffentlichung eines Kodex („DCGK“)
durch die 2. Regierungskommission „Deut-
scher Corporate Governance Kodex“
(Leitung der Kommission: Cromme).

Juli 2002 Gesetz zur weiteren Reform des Aktien-
und Bilanzrechts, zu Transparenz und
Publizit*t (TransPuG).

Februar 2003 10-Punkte-Programm „Anlegerschutz und
Unternehmensintegrit*t“ der Bundesregie-
rung.

Oktober 2004 Gesetz zur Einf,hrung internationaler
Rechnungslegungsstandards und zur Si-
cherung der Qualit*t der Abschlusspr,fung
(Bilanzrechtsreformgesetz –BilReG).

Oktober 2004 Gesetz zur Kontrolle von Unternehmens-
abschl,ssen (Bilanzkontrollgesetz – BilKoG).

Oktober 2004 Referentenentwurf eines Kapitalmarkt-
informationshaftungsgesetzes (KapInHaG-
RefE); nicht zur Verabschiedung vorgese-
hen.

Dezember 2004 Gesetz zur Fortentwicklung der Berufsauf-
sicht ,ber Abschlusspr,fer in der Wirt-
schaftspr,ferordnung (Abschlusspr(ferauf-
sichtsgesetz – APAG).

August 2005 Gesetz ,ber die Offenlegung der Vor-
standsverg,tungen (Vorstandsverg(tungs-
Offenlegungsgesetz – VorstOG).

November 2005 Gesetz zur Unternehmensintegrit*t und
Modernisierung des Anfechtungsrechts
(UMAG).

November 2005 Gesetz zur Einf,hrung von Kapitalanleger-
Musterverfahren (KapMuG).
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Zeitpunkt Regelung

August 2006 Regierungsentwurf eines Transparenzricht-
linie-Umsetzungsgesetzes (TUG-RegE).

August 2006 Gesetz zur St*rkung der Berufsaufsicht und
zur Reform berufsrechtlicher Regelungen
in der Wirtschaftspr,ferordnung (Berufs-
aufsichtsreformgesetz – BARefG).

September 2006 Gesetz ,ber elektronische Handelsregister
und Genossenschaftsregister sowie das Un-
ternehmensregister (EHUG).

Ende 2006 Referentenentwurf eines Bilanzrechts-
modernisierungsgesetzes (BilModG).

Abb. 1: Wesentliche deutsche Governance-Reformschritte und
-Reformpl'ne

Der DCGK wird j*hrlich vor dem Hintergrund nationaler wie
internationaler Entwicklungen durch die Regierungskommission
„DCGK“ ,berpr,ft und bei Bedarf durch Novellierungen auf dem
neuesten Stand gehalten. Zuletzt wurde der DCGK im Jahre 2006
den ver*nderten Gegebenheiten angepasst. Er empfiehlt nunmehr,
nicht nur ,ber die Corporate Governance zu berichten, sondern ein
gesondertes Corporate Governance Statement zu verçffentlichen.19

Zwischenzeitlich hat die EU-Kommission eine Richtlinie zur Ab-
*nderung der Vierten und Siebenten EG-Richtlinie erlassen. Diese
sieht f,r Gesellschaften, deren Wertpapiere zum Handel an einem
geregelten Markt zugelassen sind, die Erstellung einer „Erkl*rung
zur Unternehmensf,hrung“ als gesonderten Abschnitt im Lagebe-
richt vor.20

Im Februar 2003 verçffentlichte die damalige Bundesregierung eine
,berarbeitete Fassung ihres erstmals 2002 vorgestellten 10-Punkte-
Programms „Anlegerschutz und Unternehmensintegrit*t“21. Die
zeitlich darauf folgenden, in Abb. 1 genannten Gesetzesinitiativen
dienten im Wesentlichen einer (weiteren) Umsetzung des 10-Punk-
te-Programms. Das 2004 verabschiedete Bilanzrechtsreformgesetz
(BilReG)22 dient der Unabh*ngigkeit der Abschlusspr,fer und der
Fortentwicklung und Internationalisierung des deutschen Bilanz-
rechts. Durch das Bilanzkontrollgesetz (BilKoG)23 wurde eine

19 Vgl. DCGK (2006), Tz. 3.10.
20 Vgl. Artikel 46 Buchst. a EU-Richtlinie 2006/46/EG sowie hierzu im Einzelnen

Niemeier (2006), S. 181.
21 Vgl. BMJ (2003), S. 1 f.
22 Vgl. BilReG (2004), S. 3166 f.
23 Vgl. BilKoG (2004), S. 3408 f.
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unabh*ngige Enforcement-Institution als zus*tzliches (ber-
wachungsgremium in Deutschland eingef,hrt. Das Abschlusspr,-
feraufsichtsgesetz (APAG)24 diente als 6. WPO-Novelle der Fort-
entwicklung der Berufsaussicht ,ber Abschlusspr,fer. Schließlich
wurden 2005 zum Ende der 15. Wahlperiode des Deutschen
Bundestages ein Gesetz zur Unternehmensintegrit*t und Moderni-
sierung des Anfechtungsrechts (UMAG)25, ein Kapitalanleger-Mus-
terverfahrensgesetz (KapMuG)26 und weiterhin ein Vorstandsver-
g,tungs-Offenlegungsgesetz (VorstOG)27 verabschiedet. Als
Reaktion der novellierten Achten EG-Richtlinie (sog. „Abschluss-
pr,ferrichtlinie“) ist das Berufsaufsichtsreformgesetz (BARefG, 7.
WPO-Novelle)28 in Kraft getreten. Weitere, noch nicht abgeschlos-
sene bzw. ausgesetzte Reformvorhaben betreffen das Kapitalmarkt-
informationshaftungsgesetz (KapInHaG)29 sowie das Transparenz-
richtlinie-Umsetzungsgesetz (TUG)30. Im September 2006 ist das
Gesetz ,ber elektronische Handelsregister und Genossenschafts-
register sowie das Unternehmensregister (EHUG)31 verabschiedet
worden. Zum Jahresende 2006 wird ebenfalls die Verçffentlichung
eines Referentenentwurfs f,r ein Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz
(BilModG) erwartet, welches eine weitere Anpassung des Handels-
rechts an internationale Entwicklungen vorsieht.

2.3 Bedeutung des Controlling

In der Diskussion der Corporate Governance hat sich – unabh*ngig
von l*nder- und rechtsraumspezifischen Inhalten – die Auffassung
geformt, dass ein wesentlicher Beitrag zur Vermeidung von Unter-
nehmenskrisen aus internen Risikofr,herkennungssystemen sowie
Pr,fungen der Internen Revision, flankiert durch externe (ber-
wachungsmaßnahmen, resultiert. Im Rahmen des deutschen Kon-
TraG wurde in Verbindung mit der Formulierung des § 91 Abs. 2
AktG und seinen Auslegungen neben dem Internen (berwachungs-
system und dem Fr,herkennungssystem auch das Controlling als
Teil des Risikomanagementsystems genannt. In den Vorschl*gen
der beiden Regierungskommissionen finden sich aber zur Bedeu-
tung und Stellung des Controlling im Kontext der Corporate

24 Vgl. APAG (2004), S. 3846 f.
25 Vgl. UMAG (2005), S. 2802 f.
26 Vgl. KapMuG (2005), S. 2437 f.
27 Vgl. VorstOG (2005), S. 2267 f.
28 Vgl. BARefG (2006), S. 1 f.
29 Vgl. KapInHaG-RefE (2004), S. 1 f.
30 Vgl. TUG-RegE (2006), S. 1 f.
31 Vgl. EHUG (2006), S. 1 f.

Interde-
pendenzen
zwischen
Controlling und
Corporate
Governance



Controlling-Trends Corporate Governance

Gruppe 2 Seite 514

2/514 http://www.rechnungswesen-office.de

Governance keine konkreten Hinweise;32 das Stichwort „Control-
ling“ sucht man beispielsweise im Verzeichnis des Berichts der
Baums-Kommission vergebens.33 Neuere Forschungsarbeiten zum
Verh*ltnis von Corporate Governance und Controlling heben
einheitlich den zentralen Beitrag des Controlling bei der zielge-
richteten F,hrung und (berwachung von Unternehmen hervor.34

Wenn es ein Vorteil von Controlling-Systemen gegen,ber der
externen Rechnungslegung, der Aufsicht und der externen Pr,fung
ist, ohne rechtlichen Rahmen arbeiten zu kçnnen, um sich flexibler
und schneller an Umfeldver*nderungen anpassen zu kçnnen,35

dann bleibt gleichwohl offen, inwieweit Rechtsnormen auf das
Controlling (ein-)wirken. Das rechtsnormgetragene externe Rech-
nungswesen ist traditionell nicht die Dom*ne des Controllers,
dessen Bet*tigungsfeld sich u. a. auf das entscheidungsorientierte
interne Rechnungswesen bezieht.36 Es ist jedoch zu beobachten, dass
diese beiden Basissysteme, beeinflusst durch weltweite Harmonisie-
rungsbestrebungen, immer st*rker konvergieren. Hierdurch werden
auch internationale Rechnungslegungsnormen vermehrt Einfluss
auf das Controlling aus,ben.37

Die vorstehend angef,hrten (berlegungen verdeutlichen, dass dem
Controlling im Kontext der internationalen Diskussion zur Verbes-
serung der Corporate Governance eine zentrale Bedeutung zu-
kommt. Allerdings ignoriert die in diesem Zusammenhang weit-
gehend juristisch gepr*gte Diskussion den Begriff des Controlling.
Zugleich finden jedoch betriebswirtschaftliche Aspekte, die die
Aufgaben, das System und die Instrumente des Controlling sowie
seine Abgrenzung zu anderen Bereichen betreffen, zunehmend
Eingang in gesetzliche Normierungen zur Novellierung von F,h-
rungs- und (berwachungsgrunds*tzen.

32 Vgl. Freidank/Paetzmann (2003), S. 307.
33 Vgl. Baums (2001), S. 349.
34 Vgl. Freidank/Paetzmann (2003), S. 321.
35 Vgl. G,nther (2003), S. 347.
36 Vgl. Deyhle (2001), S. 9.
37 Vgl. Kirsch/Steinhauer (2003), S. 415 f.; M,ller (2003).
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3 F'hrungsunterst'tzendes
Controlling im Kontext der
Unternehmens'berwachung

3.1 Grundlegendes

Seit den Thesen von K(pper/Weber/Z(nd38, die die Diskussion der
1980er Jahre zusammenfassen, liegt von Seiten der deutschsprachi-
gen Wissenschaft ein klares Konzept des Controlling vor, bei dem
seine Koordinationsorientierung einheitlich im Zentrum des Inte-
resses steht.39 Bei einer Gegen,berstellung der wesentlichen Con-
trolling-Ans*tze der deutschsprachigen Literatur40 wird deutlich,
dass das Controlling in allen Konzeptvarianten eine N*he zur
F,hrung aufweist (etwa im Sinne einer Unterst,tzung, Verbes-
serung oder Gestaltung der Unternehmensf,hrung). Dies gilt
gleichermaßen sowohl f,r die Funktion als auch die Institution
Controlling. Die Verbindung des Controlling zum Management
*ußert sich dabei in f,hrungsunterst,tzenden Aufgaben bei der
Zielbildung, Planung, Kontrolle, Koordination und Information.41

Die Existenz von Controllern als Institution des Controlling h*ngt
zudem eng mit der Dominanz der Koordination durch Pl*ne im
Unternehmen zusammen, bei der eine formalisierte Planung den
zentralen Steuerungsmechanismus zur Durchsetzung und Kontrolle
darstellt.42

Verschiedene Meinungen unter den Vertretern der Controlling-
Ans*tze verbleiben insbesondere hinsichtlich des Umfangs des
Koordinationsbegriffs. Dabei werden weitere Interpretationen, z. B.
etwa Controlling als Koordination des F,hrungsgesamtsystems zu
verstehen, von Autoren engerer Auslegungen kritisiert.43 Dies gilt
auch f,r den j,ngeren Rationalit*tssicherungsansatz.44 Dieses Kon-
zept hebt die Funktion des Controlling bei der Rationalit*ts-
sicherung der Unternehmensf,hrung hervor und ermçglicht bei
weiterer Betrachtung auch eine 'ffnung f,r Aspekte im Kontext der
Corporate Governance. Weiterhin bewirkt der Kapitalmarkt ,ber die
ausgelçsten Reformbestrebungen zur Verbesserung der Corporate
Governance eine Rationalit*tssicherung der Unternehmensf,hrung,
indem er eine zielgerichtete Leitung und (berwachung verlangt.
Damit erg*nzen sich – in der Sichtweise des Rationalit*tssiche-

38 Vgl. K,pper/Weber/Z,nd (1990), S. 281 f.
39 Vgl. Horv%th (2002), S. 341.
40 Vgl. Freidank/Paetzmann (2003), S. 307 f.
41 Vgl. Freidank (2001), S. 623; Lachnit (1992), S. 228.
42 Vgl. Kieser/Kubicek (1992), S. 95.
43 Vgl. Schneider (1990), S. 765.
44 Vgl. Horv%th (2002), S. 346.

Controlling-
Konzepte

Koordinations-
begriff des
Controlling



Controlling-Trends Corporate Governance

Gruppe 2 Seite 516

2/516 http://www.rechnungswesen-office.de

rungsansatzes – das f,hrungsunterst,tzende Controlling und die
Reformbestrebungen im Rahmen der Corporate Governance.45

3.2 %berwachungsansatz des Controlling

(berwachung beinhaltet traditionell den Vorgang des Vergleichens
von Ist-Zust*nden mit Norm-Zust*nden.46 Zweck der (ber-
wachungsmaßnahmen ist die Gewinnung von Informationen ,ber
Abweichungen oder (bereinstimmungen von Ist- und Norm-Zu-
st*nden, um festzustellen, ob betriebliche Handlungen normgerecht
durchgef,hrt wurden. Die betriebswirtschaftliche (berwachungs-
theorie hat auf der Grundlage bedeutender kybernetischer Beschrei-
bungen von Kontrollen47 sowie Pr,fungen48 Ans*tze f,r Erkl*rungen
sowie zur Gestaltung und zur Prognose von (berwachungsvor-
g*ngen entwickelt. Dieser ,berwachungstheoretische Ansatz ist
insbesondere durch die Wirtschaftspr,fung aufgegriffen und pr*zi-
siert worden, die sich u. a. mit der Beurteilung und Pr,fung des
internen Kontrollsystems im Rahmen der Abschlusspr,fung aus-
einander setzt.49

Der neuere Internal-Control-Ansatz fußt auf dem angels*chsischen
Control-Begriff und pr*gt ein anderes, weiter gefasstes Verst*ndnis
der internen Kontrolle und damit der unternehmerischen (ber-
wachung.50 Internal Control ist laut dem COSO Report definiert als
ein von der Unternehmensleitung und anderen Mitarbeitern
bewirkter Prozess, der nicht nur auf die Verl*sslichkeit der Rech-
nungslegung und die Einhaltung von Gesetzen abzielt, sondern u. a.
auch auf die effiziente Gestaltung betrieblicher Abl*ufe und die
Profitabilit*t des Unternehmens ausgerichtet ist. In der expliziten
Integration dieser Zielkategorie liegt ein wesentlicher Unterschied
zur traditionellen, ,berwachungstheoretisch gepr*gten Pr,fungs-
praxis, wie fr,here Aussagen zur Pr,fung des internen Kontroll-
systems zeigen: „Ob das Vermçgen wirtschaftlich oder den Unter-
nehmenszielen entsprechend eingesetzt wurde, ist f,r die Abgabe
eines uneingeschr*nkten Best*tigungsvermerks irrelevant“.51 Internal
Control beinhaltet damit nicht nur die reine Vergangenheitsbetrach-
tung, sondern ,ber die Sicherstellung der Wirksamkeit und der
effizienten Gestaltung betrieblicher Abl*ufe hinaus auch eine
zukunftsgerichtete Unternehmenssteuerung. Hierzu gehçrt auch die

45 Vgl. Freidank/Paetzmann (2003), S. 311.
46 Vgl. etwa Hçmberg (2002), Sp. 1229.
47 Vgl. Kromschrçder (1972).
48 Vgl. Sieben/Bretzke (1973), S. 625 f.
49 Vgl. IDW (2006c), S. 1 f.
50 Vgl. COSO (1992).
51 Maul (1977), S. 231.
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strategische (berwachung, die im Rahmen des Konzepts der
strategischen Kontrolle als erg*nzendes Kontrollinstrument gefor-
dert wird.52 Diese zukunftsgerichtete Steuerung entspricht wiederum
dem inzwischen etablierten – und auch aus dem angels*chsischen
Control abgeleiteten – Controlling-Begriff. Hieraus folgt, dass
Controlling im Internal-Control-Ansatz einen Teil der (berwachung
darstellt.53 Zudem wurde das Internal-Control-Konzept durch den
COSO Report II von 2004 um weitere Zielkategorien, die sich vor
allem auf Strategie-, Chancen-, Risiko- und Reportingaspekte
beziehen, erweitert.54

Im Rahmen eines (berwachungsansatzes des Controlling kann das
Interne (berwachungssystem in die Komponenten Controlle und
Interne Pr,fung aufgespalten werden.55 Controlle als – in Abgren-
zung zur Pr,fung und Aufsicht – prozessabh*ngige (berwachungs-
handlung integriert neben organisatorischen Sicherungsmaßnah-
men auch das Controlling. Das umfassendere unternehmerische
(berwachungssystem beinhaltet neben diesen (berwachungsmaß-
nahmen auch die externe Pr,fung sowie die Aufsicht.

Die Integration des Risikomanagements in das (berwachungs-
system ergibt sich im Wesentlichen aus der Einordnung des
Controlling in einem Internen (berwachungssystem. Vorteil dieses
Ansatzes ist es, dass er die Felder (berwachung und f,hrungs-
unterst,tzendes Controlling in ein geschlossenes Konzept aufneh-
men kann. Schließlich vermag ein derartiges (berwachungssystem
„… die Anforderungen der Unternehmensf,hrung und der exter-
nen Pr,fung zu integrieren“.56 Der (berwachungsansatz des Con-
trolling stellt im Kontext der Unternehmensf,hrung und (ber-
wachung eine Konzeption im Sinne eines Orientierungsrahmens
(Denkmodells) dar, den es mit dem (handlungs-)praktischen Ziel
der Gestaltung eines spezifischen Einzelfalles zu konkretisieren
gilt.57

Wie bereits oben dargestellt wurde, wirken immer mehr Rechts-
normen auf das Unternehmen ein, die in j,ngerer Zeit vor allem auf
Umbr,che in der Corporate Governance zur,ckzuf,hren sind. Die
Rechtsnormen dringen ,ber spezifische „Einfallschneisen“ in die
Sph*re des Unternehmens ein, die im Denkmodell des (ber-
wachungsansatzes durch die Bestandteile Controlle, Pr,fung und
Aufsicht repr*sentiert werden. Controlle als – in Abgrenzung zur

52 Vgl. Sch*ffer/Willauer (2003), S. 1 f.
53 Vgl. Freidank/Paetzmann (2003), S. 319.
54 Vgl. COSO (2004).
55 Vgl. Freidank/Paetzmann (2003), S. 319.
56 Horv%th (2003), S. 218.
57 Vgl. Friedl (2003), S. 2 f.
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Pr,fung und Aufsicht – prozessabh*ngige (berwachungshandlung
integriert neben organisatorischen Sicherungsmaßnahmen auch das
Controlling. Das umfassendere unternehmerische (berwachungs-
system beinhaltet neben diesen (berwachungsmaßnahmen auch
die externe Pr,fung sowie die Aufsicht (s. Abb. 2). Nachfolgend
wird analysiert, inwieweit Rechtsnormen im Rahmen dieser (ber-
wachungskomponenten Einfluss auf das interne und externe
Reporting nehmen.

Prozessabhängige, permanente Überwachungshandlungen Prozessunabhängige Überwachungshandlungen

Controlling Prüfung
(Interne 
Revision)

Internes Überwachungssystem (IÜS)

ggf.
Aufsichtsrat

Unternehmerisches Überwachungssystem

Controlle AufsichtPrüfung

Risikomanagementsystem (RMS)Risikomanagementsystem (RMS)

Organisatorische
Sicherungs-
maßnahmen

ggf. Externe
Revision
(Abschluss-,
Bonitäts-
prüfung etc.)

ggf.
Aufsichts-
behörden

Abb. 2: Komponenten des Internen &berwachungssystems (I&S)

4 Wirkungsanalyse
'berwachungsbezogener
Rechtsnormen

4.1 Pr'fungsorientierte Einflussgrçßen

4.1.1 Financial Accounting, Business Reporting
und Abschlusspr'fung

Im Rahmen der verschiedenen Spielarten unternehmensbezogener
Revisionen kommt der externen Pr,fung des Financial Accounting
vor allem wegen ihres çffentlichen Interesses ein herausragender
Stellenwert zu. In der Praxis wird die Durchsetzung von Rech-
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nungslegungsvorschriften im Rahmen der Reformbem,hungen zur
Verbesserung der Corporate Governance weiter verst*rkt, wobei in
Deutschland das BilKoG im Mittelpunkt der Diskussion steht. Die
Novellierungen hierzu beinhalten ein Enforcement, das vor allem
pr*ventiv und korrigierend wirken und so eine Qualit*tssteigerung
der Finanzberichterstattung herbeif,hren soll.58

Im Rahmen der handelsrechtlichen Abschlusspr,fung gem*ß § 316
f. HGB stellt das Financial Accounting, d. h. der Jahresabschluss
sowie der Lagebericht, das wesentliche Pr,fungsobjekt dar. Bei
Konzernen gilt dies analog f,r Konzernabschluss sowie Konzern-
lagebericht. Dar,ber hinaus sind die Buchf,hrung, Betriebsabrech-
nung, soweit sie Informationen f,r die Bewertung von Vermçgen
liefert, und das interne Kontrollsystem Pr,fungsobjekte der Ab-
schlusspr,fung. Ferner besteht eine Pr,fungspflicht f,r den IFRS-
Einzelabschluss, sofern dieser gem. § 325 Abs. 2a Nr. 1 HGB
freiwillig erstellt und offen gelegt wird. Infolge des KonTraG ist bei
bçrsennotierten Aktiengesellschaften ebenfalls das Risikomanage-
mentsystem zu pr,fen (§ 317 Abs. 4 HGB). Im Zuge der Bestre-
bungen zur Verbesserung der Corporate Governance sind Rech-
nungslegungsvorschriften genauso wie die Regelungen zur
Abschlusspr,fung &nderungen ausgesetzt.59 Es ist daher zu fragen,
inwieweit die Rechtsnormen der Felder Rechnungslegung und
Abschlusspr,fung auf das interne und externe Reporting einwirken.
Dabei werden im Folgenden nur diejenigen Bereiche angesprochen,
die durch bisherige Reformumbr,che f,r die interne Unterneh-
menssteuerung wesentliche Bedeutung erlangt haben.

Mit der Einf,hrung des § 292 a HGB im Kontext des KapAEG
wurde bçrsennotierten Mutterunternehmen deutscher Konzerne
zun*chst die Mçglichkeit erçffnet, anstatt eines HGB-Konzern-
abschlusses einen befreienden Konzernabschluss nach internationa-
len Rechnungslegungsnormen aufzustellen. Durch die sog. IFRS-
Verordnung der Europ'ischen Union aus dem Jahre 200260 sind
europ*ische kapitalmarktorientierte Mutterunternehmen grund-
s*tzlich verpflichtet, seit Januar 2005 einen Konzernabschluss nach
International Financial Reporting Standards (IFRS) aufzustellen
(§ 315 a Abs. 1 und Abs. 2 HGB). Damit ist absehbar, dass sich die
IFRS mittelfristig als weltweit akzeptierte Rechnungslegungsstan-
dards durchsetzen.61

58 Vgl. AKEU (2002a), S. 2173 f.; Z,lch (2005), S. 1 f.
59 Vgl. Hachmeister (2003), S. 438.
60 Vgl. EU-IFRS-Verordnung (2002), S. 1 f.
61 Vgl. Kirsch/Steinhauer (2003), S. 416.
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In j,ngerer Zeit wurden in Deutschland weitere Rechtsnormen f,r
eine IFRS-Rechnungslegung auf den Weg gebracht. F,r nicht
kapitalmarktorientierte Unternehmen sieht die EU-IFRS-Verord-
nung ein Mitgliedstaatenwahlrecht vor. Durch das BilReG, das u. a.
diese EU-IFRS-Verordnung in nationales deutsches Recht trans-
formiert, wird nicht kapitalmarktorientierten Mutterunternehmen
in § 315 a Abs. 3 HGB die Mçglichkeit einger*umt, ihren Konzern-
abschluss seit Januar 2005 ebenfalls nach IFRS zu erstellen. Dar,ber
hinaus sieht § 325 a HGB ein Wahlrecht f,r den Einzelabschluss
sowohl kapitalmarktorientierter als auch aller ,brigen Unterneh-
men vor, diesen f,r Informationszwecke ebenfalls nach IFRS zu
fertigen und zu verçffentlichen.

Die Rechnungslegung nach IFRS wird auf breiter Front bez,glich
der Informationsversorgung der Adressaten geeigneter angesehen
als eine Rechnungslegung nach HGB-Normen. Das Institut der
Wirtschaftspr(fer in Deutschland e. V. (IDW) hat bereits vorgeschla-
gen, s*mtlichen Konzernen einen IFRS-Konzernabschluss vor-
zuschreiben.62 Schließlich stellt die entscheidungsrelevante Infor-
mationsvermittlung (Decision Usefulness) das ,bergeordnete Ziel
der IFRS-Rechnungslegung dar, w*hrend die HGB-Bilanzierung f,r
den Jahresabschluss neben der Informationsfunktion die Aufgabe
der Aussch,ttungs- und Steuerbemessung zu erf,llen hat (§ 5
Abs. 1 Satz 1 EStG). Hieraus erwachsen wesentliche Diskrepanzen
in der Gewichtung der Bilanzierungsgrunds*tze (insbesondere
periodengerechter Erfolgsausweis versus Dominanz des Vorsichts-
prinzips). Der Konflikt zwischen den beiden Zielsetzungen erf*hrt
allerdings durch die der IFRS-Rechnungslegung zugrunde liegenden
objektivierten Bilanzierungsprinzipien eine gewisse Relativierung.63

Die entscheidungsrelevanten Informationen des IFRS-Abschlusses
sollen den Adressaten die Erstellung von Prognosen (vor allem ,ber
zuk,nftige Zahlungs,bersch,sse des Unternehmens) und das
Treffen wirtschaftlicher Entscheidungen erleichtern (Fair Presenta-
tion). Hieraus folgt, dass ein IFRS-Abschluss eher den Zielen und
Aufgaben des Management Accounting entspricht als ein HGB-
Abschluss.64 Die IFRS-Rechnungslegung stellt z. B. folgende wesent-
liche Anforderungen an das Controlling sowie an das in- und
externe Reporting:

e Die Bilanzierung immaterieller Vermçgenswerte (Intangible
Assets) nach IAS 38.21 f. verdeutlicht, wie der k,nftige wirt-
schaftliche Nutzen dieser Aktiva Kriterium f,r ihren Ansatz und
ihre Bewertung in der Bilanz ist. Bei der Abgrenzung zwischen

62 Vgl. IDW (2003).
63 Vgl. Hommel (1997), S. 363.
64 Vgl. Kirsch/Steinhauer (2003), S. 419.
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Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen ist dabei auf die
Angaben der internen Unternehmenssteuerung zur,ckzugrei-
fen.65

e Eine Weiterf,hrung der (Konzern-)Lageberichterstattung gem.
§ 289 i. V. m. § 315 HGB wurde durch das BilReG und DRS 15
vollzogen.66 Neben der Angabe von nicht finanziellen Leistungs-
indikatoren bei kapitalmarktorientierten Unternehmen ist auch
„… die voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen
Chancen und Risiken zu beurteilen und erl*utern …“ (§ 289
Abs. 1 Satz 4, § 315 Abs. 1 Satz 5 HGB). Daneben werden in
DRS 15 zus*tzliche Empfehlungen f,r ein Intangible Asset
Reporting aufgef,hrt.67

e Im Rahmen der Bilanzierung (langfristiger) Fertigungsauftr*ge
(Construction Contracts) nach IAS 11.22 ist nach der Percentage
of Completion Method (PoCM) vorzugehen. Die erforderliche
Existenz einer ausgebauten Kostenrechnung sowie die Voraus-
setzung einer zuverl*ssigen Ermittlung des Fertigstellungsgrads
in den zu bildenden Projektkostenstellen fallen in den Zust*ndig-
keitsbereich des internen Controlling und Reporting.68

Insgesamt werden f,r den IFRS-Abschluss zahlreiche Informationen
aus dem innerbetrieblichen Rechnungswesen bençtigt. Neben ver-
gangenheitsbezogenen (Ist-)Zahlen kommt aufgrund der Betrachtung
des k,nftigen wirtschaftlichen Nutzens und des Aufzeigens von
Chancen und Risiken der zuk,nftigen Entwicklung auch zukunfts-
bezogenen Plandaten ein wachsender Stellenwert zu. Dies gilt ins-
besondere auch f,r eine Vielzahl von (Konzern-)Lageberichtsinfor-
mationen nach § 289 HGB bzw. § 315 HGB, die sich auf Resultate der
Unternehmensplanung beziehen. Der (Konzern-)Lagebericht stellt so
gesehen eine Schnittstelle zwischen dem Financial Accounting, dem
Management Accounting und dem Business Reporting dar.

Neben den Anforderungen, die seitens des Financial Accounting
zunehmend an das Controlling gestellt werden, ist dieses im
Rahmen einer Beurteilung nach § 317 Abs. 4 HGB selbst Objekt
der handelsrechtlichen Abschlusspr,fung. Bei der Revision des
Risikoreporting des Vorstands hat der Abschlusspr,fer sich einen
Eindruck von der Qualit*t der internen Berichtsstrukturen zu
verschaffen. Dabei ist die Angemessenheit und Wirksamkeit des
Risiko- bzw. Chancenmanagementsystems kritisch zu w,rdigen

65 Vgl. hierzu die weiteren Ausf,hrungen in 4.3.2 unter „Intangible Assets nach IAS
38“.

66 Vgl. Freidank/Steinmeyer (2005), S. 2512 f.
67 Vgl. hierzu die Ausf,hrungen in 4.3.2 unter „Intangible Assets nach IAS 38“.
68 Vgl. hierzu die Ausf,hrungen in 4.3.2 unter „Construction Contracts nach

IAS 11“.
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(Systempr,fung). Zus*tzliche wertorientierte Unternehmensinfor-
mationen, die außerhalb des pr,fungspflichtigen Teils des Ge-
sch*ftsberichts offen gelegt werden, sind bereits gegenw*rtig indi-
rekt Bestandteil der handelsrechtlichen Pflichtpr,fung (Critical
Review), da das Financial Accounting und das Value Reporting
aufeinander abgestimmt sein m,ssen. Ferner ist eine freiwillige
Pr,fung des Value Reporting im Rahmen der Durchf,hrung einer
pr,ferischen Durchsicht in Erw*gung zu ziehen, um dem Ge-
sch*ftsbericht eine hçhere Aussagekraft gegen,ber den Kapital-
marktakteuren zu verleihen.

4.1.2 Bonit&tspr'fung unter besonderer
Ber'cksichtigung von Basel II

Neben der Abschlusspr,fung, die als externe Revision f,r viele
Unternehmen gesetzlich vorgeschrieben ist, kommt den Bonit*ts-
pr,fungen durch Banken als externe, (kredit-)vertraglich verein-
barte (berwachungshandlungen in j,ngster Zeit eine heraus-
ragende Bedeutung zu. Dieses ist auf die aktuelle Situation der
deutschen Bankenlandschaft69 und auch auf geplante &nderungen
in der Bankenaufsicht zur,ckzuf,hren. Die Kreditinstitute passen
bereits heute ihre Bonit*tspr,fungssysteme und Kreditvergabepro-
zesse an die bankenaufsichtsrechtlichen Normen der neuen Eigen-
kapitalvereinbarung (Basel II) an. Folglich werden der Umfang und
die Frequenz der durch Banken bençtigten Informationen steigen.70

Absehbar ist, dass der auf Seiten der finanzierenden Institute
entstehende Transparenzbedarf in Deutschland nicht durch Beur-
teilungen externer Agenturen, sondern durch bankinterne Rating-
systeme erf,llt wird, die auf entsprechende Informationen des
Kreditnehmers zugreifen: „The bank must have an effective process
to obtain and update relevant information on the borrower’s
financial condition“.71

Dieser Informationsbedarf wird zuk,nftig in zunehmendem Maße
durch qualifizierte Quartals- oder Monatsberichte zu erf,llen sein.
Eine unter Kreditentscheidern deutscher Banken und Sparkassen
durchgef,hrte Erhebung zeigte, dass bereits heute den vorgelegten
Unternehmensplanungen und Zwischenberichten der Kunden eine
hohe Bedeutung im Rahmen der Bonit*tspr,fung zukommt.72 Die
differenzierte Auswertung der Ergebnisse dieser Befragung ergab
ferner, dass die betreffenden Großbanken, anders als die Institute

69 Vgl. Paetzmann (2003b), S. 968.
70 Vgl. Paetzmann (2003a), S. 595 f.
71 Basel Committee on Banking Supervision (2004),

S. 75.
72 Vgl. Freidank/Paetzmann (2002), S. 1785 f.
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des Sparkassensektors, den Unternehmensplanungen bereits die
gleiche (sehr hohe) Bedeutung zuordnen wie den HGB-Jahres-
abschl,ssen.73 Eine Pr*ferenz der Kreditinstitute zugunsten einer
k,nftigen verpflichtenden Einreichung eines IFRS-Einzelabschlusses
konnte indes (bislang) nicht konstatiert werden. Die Bonit*ts-
pr,fungen der Institute lçsen sich immer mehr von der traditionel-
len, vorwiegend retrospektiven Bilanzanalyse, womit st*rker zu-
kunftsorientiert ausgepr*gte Sichtweisen in den Untersuchungsfokus
r,cken. Insgesamt wirken die erwarteten &nderungen der banken-
aufsichtsrechtlichen Normen bereits heute auf das Controlling und
das in- bzw. externe Reporting ein. Dies gilt insbesondere f,r nicht
kapitalmarktorientierte Kreditnehmer, da der zunehmende Infor-
mationsbedarf der Banken vor allem aus dem wertorientierten
Reporting heraus zu erf,llen ist.

4.2 Aufsichtsorientierte Einflussgrçßen

4.2.1 %berwachung des Vorstands
Der Aufsichtsrat ,berwacht im System der deutschen Unterneh-
mensverfassung die origin*ren F,hrungsaufgaben des Vorstands
(§ 111 Abs. 1 AktG). Die T*tigkeit des Aufsichtsrats soll eine
Beratung des Vorstands in allgemeinen Fragen der Unternehmens-
leitung einschließen und den Charakter einer vorbeugenden,
zukunftsorientierten (berwachung tragen. Hieraus folgt, dass eine
rein vergangenheitsbezogene Aufsicht nicht ausreicht.74 Dabei
obliegt dem Aufsichtsrat die Pflicht, auch das interne Reporting auf
seine Ordnungs-, Recht-, Zweckm*ßig- und Wirtschaftlichkeit hin
zu ,berwachen.75 Zu diesem Zwecke darf er sich grunds*tzlich nicht
der Internen Revision bedienen, die im deutschen System der
Unternehmensverfassung in aller Regel als Stabsstelle den Weisun-
gen des Vorstandes unterliegt und ausschließlich an diesen berich-
tet. Allerdings kann der Aufsichtsrat im Rahmen seiner Pflicht zur
(berwachung des Risikomanagementsystems bei Bedarf Sachver-
st*ndige und Auskunftspersonen zur Beratung in der Aufsichtsrats-
sitzung heranziehen (§ 109 Abs. 1 Satz 2 AktG), wobei auf Ange-
stellte der Gesellschaft bzw. des Konzerns nach h. M. nur auf
Vermittlung des Vorstandes zur,ckgegriffen werden darf.76

Mit Blick auf die (berwachung des Risikomanagementsystems
kçnnen hier der Leiter des Controlling sowie die Leiter Revision
oder Rechnungswesen gefragt sein. Eine Pflicht, diese im Rahmen

73 Vgl. Paetzmann (2003a), S. 599.
74 Vgl. Scheffler (2003), S. 405 f.
75 Vgl. Semler (1996), S. 107 f.
76 Vgl. Mertens (1996), Anm. 14 zu § 109 AktG, S. 551.
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der (berwachung des Risikomanagementsystems hinzuzuziehen,
kann nur bei festgestellten M*ngeln in den Regelberichten (§ 90
AktG) oder bei Bestehen von Zweifeln an der ordnungsgem*ßen
Berichterstattung des Vorstands relevant werden. Mit diesem Recht
sollte der Aufsichtsrat – auch wenn die Bedeutung des Risikomana-
gements noch so hoch ist – sehr behutsam umgehen. Es ist
gegen,ber dem internen Sachverst*ndigen – hier dem Leiter
(Konzern-)Controlling – ein unberechtigter Eindruck zu vermei-
den, es l*ge ein Misstrauen gegen,ber dem Vorstand vor, weshalb es
sich empfiehlt, die Auskunftsperson ,ber den Vorstand zu laden.

Eine St*rkung der (berwachungst*tigkeit bzw. der Corporate
Governance soll hierbei durch die Bildung von speziellen Aussch,s-
sen (Committees) generiert werden. In der Unternehmenspraxis
sind dies u. a. Ernennungsaussch,sse (Nominating Committees),
Verg,tungsaussch,sse (Compensation Committees), Ausweisaus-
sch,sse (Disclosure Committees) sowie Pr,fungsaussch,sse (Audit
Committees). Diese Spezialisierungen der (berwachungsorgane
innerhalb der Corporate Governance erfreuen sich ebenfalls in
Deutschland wachsender Beliebtheit. Dabei steht weniger die
Unabh*ngigkeit der (berwachungstr*ger wie beim Board-Modell
im Vordergrund, als vielmehr die Steigerung der Effektivit*t der
t*glichen (berwachungst*tigkeit. Nach der novellierten Achten
EU-Richtlinie, die zum Teil bereits durch das BARefG transformiert
worden ist, m,ssen Unternehmen des çffentlichen Interesses
k,nftig einen Pr,fungsausschuss einrichten.77 Diese Regelung stellt
eine Versch*rfung der bisherigen Empfehlung des DCGK dar.78 Die
k,nftigen Aufgabenbereiche des Pr,fungsausschusses bestehen nach
Maßgabe der EU-Kommission u. a. in der (berwachung der in- und
externen Abschlusspr,fung, der (berwachung des Rechnungs-
legungsprozesses sowie der kontinuierlichen Beurteilung der Wirk-
samkeit des Internen Kontrollsystems des Unternehmens.

4.2.2 Informationsversorgung des Aufsichtsrats
Der Aufsichtsrat kann seine (berwachungsaufgabe nur dann
hinreichend erf,llen, wenn er mit entsprechenden Informationen
durch den Vorstand versorgt wird.79 § 90 AktG regelt im Einzelnen
die ordentlichen und außerordentlichen Berichtspflichten des Vor-
standes, die er gegen,ber dem Aufsichtsrat zu erf,llen hat.
Insbesondere sieht § 90 Abs. 1 Nr. 1 AktG vor, dass grunds*tzliche
Fragen der Unternehmensplanung (insbesondere der Finanz-,

77 Vgl. EU-Richtlinie 2006/42/EG 2006, S. 103.
78 Vgl. DCGK (2006), Tz. 5.3.2 sowie hierzu auch Lanfermann/Maul (2006), S. 20.
79 Vgl. Theisen (2003), S. 261-279.
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Investitions- und Personalplanung) sowie Abweichungen der tat-
s*chlichen Entwicklung von fr,her berichteten Zielen unter Angabe
von Gr,nden der Berichtspflicht des Vorstandes unterliegen.80

Ferner muss der Aufsichtsrat laut § 90 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3
AktG ,ber die Rentabilit*t, den Umsatz und die Lage der Gesell-
schaft unterrichtet werden. Diese normierte Informationsversor-
gung des Aufsichtsrats wurde durch den DCGK etwa in Textziffer
3.4 nochmals explizit herausgestellt. Eine derartige Informations-
bereitstellung als Bringschuld des Vorstands setzt die Existenz eines
umfassenden internen Reportingsystems voraus, aus dem die
geforderten Planungs-, Kontroll- und Steuerungsgrçßen zu entneh-
men sind. So sind etwa die strategischen und operativen Ziele des
Unternehmens, die Umsetzungsmaßnahmen und letztlich die
Unternehmensplanung einschließlich implementierter Kontrollsys-
teme wichtige Bausteine einer zukunftsorientierten (berwachung
des Aufsichtrats. Hiermit werden wieder klassische Funktions-
bereiche des Controlling angesprochen, so dass der Controller
wesentliche Inhalte der Berichterstattung an den Aufsichtsrat
liefert.81 Folglich wirkt die Berichtspflicht des § 90 AktG auf das
Controlling ein, welches sein Reporting auf die spezifischen Bed,rf-
nisse der Unternehmensadressaten auszurichten hat.82

In j,ngerer Zeit gewinnen die schon weiter oben angesprochenen
wertorientierten Steuerungskonzepte (Value Based Management) und
die Kommunikation (ausgew*hlter) Kennzahlen insbesondere in
bçrsennotierten Unternehmen zunehmend an Bedeutung.83 Ziel der
wertorientierten Berichterstattung ist der Abbau von Informations-
asymmetrien zwischen den Investoren und dem Management sowie
die damit einhergehende Vermeidung von Wertl,cken am Kapital-
markt. Durch die Entwicklungen im Bereich des Value Reporting wird
der Aufsichtsrat f,r seine (berwachungsaufgabe ,ber die gesetzlich
verankerte Berichterstattungspflicht der Leitung in die Lage versetzt,
die Performance des Vorstandes mit Blick auf die Steigerung des
Unternehmenswerts beurteilen zu kçnnen.84 Das entsprechende wert-
orientierte Steuerungssystem stellt das Controlling zur Verf,gung.85

In dem 10-Punkte-Programm der Bundesregierung86 und auch im
Gesetz zur Unternehmensintegrit*t und zur Modernisierung des
Anfechtungsrechts (UMAG) finden sich Novellierungen zur per-
sçnlichen Haftung von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern

80 Vgl. Lentfer (2005), S. 203 f.
81 Vgl. Scheffler (2003), S. 409 f.
82 Vgl. Berens/Schmitting (2003), S. 372.
83 Vgl. Ruhwedel/Schultze (2002), S. 602-632.
84 Vgl. Ewert (2006), S. 179 f.
85 Vgl. G,nther (1997).
86 Vgl. BMJ (2003).
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gegen,ber der Gesellschaft und zu einer Verbesserung des Klage-
rechts der Aktion*re. Diese Vorschl*ge n*hern sich dem Haftungs-
tatbestand der US-amerikanischen Business Judgment Rule. Danach
ist eine Inanspruchnahme der Organmitglieder dann auszuschlie-
ßen, wenn diese nach bestem Wissen und Gewissen eine Maßnahme
getroffen haben, die sich sodann als Fehlentscheidung heraus-
stellte.87 Eine erweitere Haftung der Organmitglieder gegen,ber
dem Kapitalmarkt war in dem Kapitalmarktinformationshaftungs-
gesetz (KapInHaG) vorgesehen, wurde jedoch aufgrund zahlreicher
kritischer Stellungnahmen aus Theorie und Praxis (bislang) nicht
verabschiedet. In der f,hrungsunterst,tzenden Aufbereitung von
Entscheidungsvorlagen durch das interne Reporting kann somit ein
Beitrag zur Verbesserung der Corporate Governance, aber auch eine
Exkulpationsmçglichkeit f,r die Verantwortlichen liegen. Dies gilt
auch im Hinblick auf die Berichterstattung des Vorstandes an den
Aufsichtsrat.88

4.3 Controlle-orientierte Einflussgrçßen

4.3.1 Grundlegendes
Neben den organisatorischen Sicherungsmaßnahmen f,llen die
Werkzeuge des Controlling im Wesentlichen die (berwachungs-
komponente der Controlle aus. Hier stehen zun*chst die Planungs-
und Kontrollinstrumente des Controllers im Vordergrund, wobei
sich Erstere in Anlehnung an ein zugrunde gelegtes F,hrungsmodell
in die Kategorien Analyse-, Prognose- und Bewertungsinstrumente
unterscheiden lassen.89 Eine enge Verbindung besteht zwischen den
Controlling-Instrumenten Analyse und Prognose einerseits sowie
dem Fr,herkennungssystem andererseits. Das Letztere galt schon
immer als Funktionsbereich des Controlling, f,r das aber seit dem
KonTraG als Teil des Risikomanagementsystems90 Rechtsnormen in
Gestalt von § 91 Abs. 2 AktG bzw. § 317 Abs. 4 HGB gelten.
Weitere Analyse- und Prognoseinstrumente, etwa die entschei-
dungsvorbereitenden Werkzeuge der Erfolgsfaktoren-, SWOT-,
Produkt-/Lebenszyklus- oder Portfolio-Analyse oder die Instru-
mente Benchmarking, Target Costing und Balanced Scorecard, sind
nicht ann*hernd einem Einfluss von gesetzlichen Regelungen
ausgesetzt, wie es beim Fr,herkennungssystem der Fall ist. Aus
diesem Grunde wird auf den Bereich der Fr,herkennung noch
weiter unten detailliert eingegangen.

87 Vgl. Seibert (2003), S. 35.
88 Vgl. Baums (2001), Rz. 19, S. 65.
89 Vgl. Weber (2002), S. 265 f.
90 Vgl. L,ck (1998a), S. 8 f.
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n Instrumentalcharakter des Controlling
Bei den Controlling-Instrumenten der Bewertung steht in j,ngerer
Zeit das Konzept der unternehmenswertorientierten Steuerung
(Value Based Management) im Zentrum des Interesses von Wissen-
schaft und Praxis.91 Dieses Steuerungsinstrumentarium unterst,tzt
die Unternehmensf,hrung wirkungsvoll, indem es Entscheidungs-
alternativen im Hinblick auf ihren Beitrag zur Steigerung des
Marktwertes des Eigenkapitals (Shareholder Value) beurteilt. Als
Nukleus eines Controlling-Konzepts zielen die Aktivit*ten der
Unternehmensf,hrung darauf ab, mittels Anreizen, Kontrollen
und Informationen das Verhalten innerhalb der Organisation zu
steuern, ohne sich an Rechtsnormen orientieren zu m,ssen, die ein
Controlling nicht bençtigt.92 In diesem Zusammenhang ist aber zu
beobachten, dass immer st*rker Elemente des Financial Accounting
f,r die interne Unternehmenssteuerung Verwendung finden. Dies
gilt insbesondere im Hinblick auf globale Großkonzerne, die f,r die
internationale Kapitalbeschaffung interne Steuerungsgrçßen auch
f,r die Kommunikation zu (potenziellen) Investoren nutzen. F,r
diese ist das Nebeneinander von in- und externem Rechnungswesen
nicht zielf,hrend. Insofern werden Kostenvorteile als Begr,ndung
f,r diese Entwicklung angef,hrt.93 Mit der Nutzung von Elementen
der internationalen Rechnungslegung f,r interne Steuerungszwecke
wirken Rechtsnormen auf das Controlling ein, wodurch in- und
externes Rechnungswesen konvergieren. Einfl,sse von Rechtsnor-
men ergeben sich ferner, wenn Anreize f,r F,hrungsinstanzen an
das Erreichen bestimmter Kennziffern des externen Rechnungs-
wesens gekn,pft werden (z. B. auf Jahresabschlussdaten basierende
Rentabilit*tskennzahlen). In diesem Fall haben die Normgrçßen der
Rechnungslegung Auswirkungen auf die Verhaltenssteuerung im
Unternehmen.94

Grunds*tzlich frei von normativen Einfl,ssen sind bislang die
Kontrollinstrumente des Controlling, die im Wesentlichen auf
Soll/Ist-Vergleiche, Abweichungsanalysen, Entwicklung gegensteu-
ernder Maßnahmen sowie Planadaptionen ausgerichtet sind. Sofern
aber bestimmte Kontrollgrçßen im Rahmen von Soll/Ist-Unter-
suchungen aus dem extern orientierten Rechnungswesen abgeleitet
und den korrespondierenden Vergleichsgrçßen der Unternehmens-
planung gegen,bergestellt werden, finden auch Wertkonventionen
der nationalen und internationalen Rechnungslegung Eingang in
das Controlling. Derartige Konstellationen sind etwa beim Einsatz

91 Vgl. Freidank/Mayer (2003).
92 Vgl. G,nther (2003), S. 347.
93 Vgl. Kahle (2003), S. 773 f.
94 Vgl. Becker (2003), S. 86.
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jahresabschlussbezogener Kennzahlensysteme zu beobachten. Deren
Aufgabe erschçpft sich nicht in der Darstellung relevanter retro-
spektiver Sachverhalte. Vielmehr soll mit Hilfe traditioneller und
wertorientierter Kennzahlen in Gestalt von Planwerten (Soll-Kenn-
zahlen) die Unternehmensleitung in die Lage versetzt werden,
durch einen Vergleich von Ist- und Soll-Kennzahlen spezifische
Steuerungsmaßnahmen auf bestimmten Betriebsebenen einleiten zu
kçnnen. Werden derartige Kennzahlen ggf. auf Soll- und Ist-Basis
im Rahmen des Value Reporting an aktuelle und potenzielle
Adressaten durch gesetzlich vorgeschriebene Medien (Jahres-
abschluss und Lagebericht) kommuniziert, ,bernimmt das Con-
trolling mithin auch Aufgaben der Rechnungslegungspolitik. Ziel ist
dabei, vor allem das Verhalten externer Adressaten (z. B. Aktion*re,
Gl*ubiger, Investoren, Analysten, Fiskus, 'ffentlichkeit) im Sinne
der gesetzten Unternehmensziele zu beeinflussen.95 Im Gesamtbild
bleibt zu konstatieren, dass der Realisierung von Controlling-Funk-
tionen durch die genannten Instrumente die Informationsversor-
gung des Managements zugrunde liegt. Fr,he Ans*tze betonten
daher als Kern der Controlling-Aufgaben die Sicherstellung einer
hinreichenden Informationsqualit*t. Diese bezieht sich prim*r auf
das Rechnungswesen und soll dar,ber hinaus auch zum Erreichen
von Kontroll- und Steuerungszielen beitragen. Zum Zwecke der
entscheidungsorientierten Informationsversorgung der Unterneh-
mensf,hrung werden in der Praxis IT-gest,tzte Informations-
systeme eingesetzt. Im Lichte der Reformbestrebungen zur Verbes-
serung der Corporate Governance treten dabei, insbesondere durch
die Verpflichtung des KonTraG, ein Risikofr,herkennungssystem
einzurichten, zwischenzeitlich immanente (berwachungsziele von
Informationssystemen deutlicher hervor. Damit dienen sie nicht
allein der entscheidungs- und risikoorientierten Informationsver-
sorgung der Unternehmensf,hrung als Mittel der Controlle (als
Komponente der (berwachung), sondern sind auch „… Gegen-
stand gestaltender sowie ,berwachend-pr,fender T*tigkeiten“.96

n Aufbau- und Ablauforganisation des
Risikomanagements

Durch die Unterst,tzung oder den Betrieb eines Risikomanage-
mentsystems tr*gt das Controlling zur Corporate Governance bei,
indem es eine zielgerichtete F,hrung des Unternehmens gew*hr-
leistet.97 Das KonTraG verpflichtet den Vorstand einer Aktiengesell-
schaft in § 91 Abs. 2 AktG, „… geeignete Maßnahmen zu treffen,

95 Vgl. Freidank/Reibis (2003), S. 621 f.; Reibis (2005).
96 Wall (2003), S. 390.
97 Vgl. Berens/Schmitting (2003), S. 372.
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insbesondere ein (berwachungssystem einzurichten, damit den
Fortbestand der Gesellschaft gef*hrdende Entwicklungen fr,h
erkannt werden“. Allerdings hat der Gesetzgeber darauf verzichtet,
festzulegen, welche Maßnahmen der Vorstand im Einzelnen in
Bezug auf die Ausgestaltung des Risikomanagementsystems treffen
muss. Zwischenzeitlich hat sich aber auf breiter Front die Auf-
fassung durchgesetzt, dass das Risikomanagementsystem aus den
Komponenten Internes (berwachungs-, Fr,herkennungs- und
Controlling-System besteht und der Prozess des Risikomanage-
mentsystems innerhalb des Unternehmens stufenweise unter Be-
r,cksichtigung der Identifikation, Analyse, Bewertung, Steuerung
und der Berichterstattung von Risiken erfolgen sollte.98 Im Falle
eines Konzerns sollte der Vorstand einer Muttergesellschaft nicht
nur ,ber wesentliche Risiken im eigenen Unternehmen informiert
sein, sondern dar,ber hinaus auch die Risikolage des Gesamt-
konzerns im Auge haben. F,r die Konzernleitung l*sst sich daraus
die Verpflichtung ableiten, in das Risikomanagementsystem eben-
falls s*mtliche Tochtergesellschaften mit einzubeziehen.

Der Gesetzgeber hat den Risikobegriff im KonTraG nicht definiert,
wobei vom Wortlaut als auch vom Sinnzusammenhang her Risiko
im engeren Sinne als Verlust- oder Schadengefahr verstanden wird.
Das Gesetz spricht eingrenzend nur von solchen Risiken, die
bestandsgef*hrdend und damit wesentlich sind oder werden
kçnnen. Allerdings wurde mit dem BilReG auch ein Chancenrepor-
ting im (Konzern-)Lagebericht zwingend vorgeschrieben. Um f,r
identifizierte Risiken beurteilen zu kçnnen, ob die kritische
Schwelle der Wesentlichkeit ,berschritten wurde oder nicht, ist
jeweils ein Abgleich mit den durch das Unternehmen verfolgten
Zielen notwendig.99 Sofern noch nicht vorhanden, sind f,r die
einzelnen Risikobereiche eines Unternehmens aus dem Zielsystem
der Unternehmenspolitik heraus Risikostrategien zu entwickeln.100

Diese stellen strategische Vorgaben f,r die Handhabung der Risiken
dar, wobei Sicherheitsziele im Sinne von Toleranzgrenzen mçglichst
operational formuliert werden sollten.101 Hierdurch besteht die
Mçglichkeit, sich auf wesentliche Risiken zu konzentrieren. Auf
Basis einer Risikostrategie kçnnen sodann geeignete Maßnahmen
eines Risikomanagements festgelegt werden, die die Funktionen
Risikoidentifikation und -analyse, Risikobewertung, Risiko-
steuerung (mit den risikobew*ltigenden Maßnahmen) sowie Risi-
ko,berwachung aufweisen.102

98 Vgl. Freidank (2001), S. 593 f.
99 Vgl. IDW (2006a), S. 1606.
100 Vgl. L,ck (1998b), S. 1926.
101 Vgl. Freidank (2001), S. 599 und S. 609.
102 Vgl. Kromschrçder/L,ck (1998), S. 1574.
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Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang neben der
Internen Revision dem Controlling zu, in dessen Aufgabenbereich
im Rahmen seiner Koordinationsfunktion die Ablauf- und Aufbau-
organisation des Risikomanagements fallen. Das Controlling soll alle
(wesentlichen) drohenden (operativen und strategischen) Risiken
fr,hzeitig transparent machen und Wege einer Risikobew*ltigung
aufzuzeigen.103 Zu denken ist etwa an folgende Bereiche:104

e Unterst,tzung bei der Entwicklung von Risikostrategien bzw.
Toleranzgrenzen und beim Abgleich dieser mit den Unter-
nehmens- und Gesch*ftsfeldstrategien.

e Methodische Unterst,tzung der operativen Bereiche bei der
Risikoidentifikation durch Bereitstellen von Instrumenten (etwa
die Einrichtung von Fr,herkennungssystemen).

e Methodische Unterst,tzung bei der Aggregation der Einzel-
risiken unter Beachtung von Diversifikations- und Kumulations-
effekten (Risikobewertung).

e Erfolgs- und Finanztransformation der (aggregierten) Risiken in
operationale Beurteilungswerte.

e Abgleichung zwischen Risiken und operativen sowie strategi-
schen Ziel- und Plangrçßen des Unternehmens unter Ber,ck-
sichtigung langfristig drohender strategischer Marktrisiken.

e Einrichtung und Pflege eines risikospezifischen Berichtssystems
(Risikoreporting als Bestandteil eines konzern- bzw. unterneh-
mensweiten Informationssystems).

4.3.2 In- und externe
Unternehmensberichterstattung

Die aktuellen Reformbestregungen im Rahmen der Corporate
Governance haben die Reportingpraxis deutscher Aktiengesellschaf-
ten maßgeblich ver*ndert. Infolge der zunehmenden Kapitalmarkt-
orientierung und Globalisierung von Unternehmen ist die externe
Rechnungslegung (Financial Accounting) auf eine unternehmens-
wertsteigernde Publizit*tspolitik ausgelegt.105 Diese ist durch eine
kontinuierliche Intensivierung der Kommunikationsbeziehung zwi-
schen Unternehmensleitung und Investoren vor dem Hintergrund
der erfolgreichen Umsetzung einer Investor Relations Strategy
gepr*gt. Neben den Investor Relations wird in der j,ngsten
Vergangenheit verst*rkt auf die Creditor Relations hingewiesen, die

103 Vgl. Horv%th/Gleich (2000), S. 108.
104 Vgl. Freidank/Paetzmann (2003), S. 314.
105 Vgl. u. a. Freidank (2000), S. 17.
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das Beziehungsmanagement zwischen der Unternehmensleitung
und den Kreditgebern umfasst. Im Schrifttum wird der (Kon-
zern-)Abschluss auch als Visitenkarte des Unternehmens klassifi-
ziert, der einen zentralen Stellenwert in der 'ffentlichkeitsarbeit
einnimmt.106 Die Publizit*tspolitik kann dabei auch darauf abzielen,
die spezifische Unternehmenskultur bzw. die Corporate Identity den
Adressaten der Rechnungslegung transparent zu machen.

n Vom Financial Accounting zum Business Reporting
Die unter dem Hang zur Offenheit bezeichnete Publikations-
strategie entspricht dem Konzept des Value Reporting,107 dessen
Inhalt vereinfachend mit dem Satz „Tue Gutes f,r die Aktion*re
und rede dar,ber“ umschrieben werden kann. Die zunehmende
Anwendung kapitalmarktorientierter Unternehmensf,hrungskon-
zepte ist das Grundmotiv f,r eine freiwillige Publikation von
Informationen seitens der Unternehmensf,hrung, die zum Teil
weit ,ber die traditionelle Finanzberichterstattung hinausgehen.
Das wesentliche Ziel des Value Reporting stellt die Verringerung der
Wertl,cke (Value Gap) dar, die sich aufgrund der asymmetrischen
Informationsvermittlung und der mangelnden Kapitalmarkteffi-
zienz zwischen der Unternehmensleitung und den Eigenkapital-
gebern gebildet hat.108 Ihre Reduzierung soll durch die strikte
Befolgung des Management Approach herbeigef,hrt werden. Dem-
nach werden die externen Abschlussadressaten mit den gleichen
Informationen ausgestattet wie das Management f,r die interne
Unternehmenssteuerung (Management Accounting).

Das Value Reporting stellt ,ber die Pflichtberichterstattung hinaus-
gehende bewertungsrelevante Informationen bereit, um den Ana-
lysten des Financial Accounting eine verbesserte Einsch*tzung des
Unternehmenswertes zu ermçglichen. Im Mittelpunkt der Betrach-
tung stehen jene Informationen, die aus Sicht des Unternehmens
Einfluss auf die Hçhe des Shareholder Value haben. Im Schrifttum
wird in diesem Zusammenhang der Wandel der Berichterstattung
von einem vergangenheitsorientierten Financial Accounting zu
einem umfassenden zukunftsbezogenen Business Reporting kontro-
vers diskutiert.109 Neben kapitalmarktorientierten Daten, die eine
Beurteilung der Wertentwicklung des Unternehmens ermçglichen,
enth*lt das Value Reporting auch Informationen ,ber nicht bilan-
zierte Unternehmenswerte und Informationen zur Strategie und
Leistung des Managements. Investoren soll so eine transparentere

106 Vgl. Freidank (2000), S. 9.
107 Vgl. grundlegend Labhart (1999), S. 30.
108 Vgl. Ruhwedel/Schultze (2002), S. 606.
109 Vgl. u. a. Kçthner (2004), S. 300.
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Darstellung der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vermittelt
werden.110 Allerdings kçnnen die mit dem Value Reporting trans-
portierten Informationen nur dann verl*sslichen Charakter f,r
externe Rechnungslegungsadressaten tragen, wenn sie auch einer
Pr,fung durch den Abschlusspr,fer unterliegen. Potenzielle Anleger
werden demnach in die Lage versetzt, ihre Investitionsentscheidung
aufgrund vermehrter, verbesserter und sicherer (d. h. gepr,fter)
entscheidungsrelevanter Unternehmensinformationen zu treffen.
Das Value Reporting steht nicht nur sinnbildlich f,r eine wert-
orientierte Zusatzberichterstattung ,ber vergangene Werte im
Unternehmen am Abschlussstichtag, es enth*lt zudem weitere
Informationen zur Absch*tzung zuk,nftiger Zahlungsstrçme.

Das Value Reporting und die Corporate Governance sind in der
Hinsicht als gleichgerichtet anzusehen, als sie auf die ,bergeordnete
unternehmerische Zielsetzung, d. h. die Gewinnung neuer Investo-
ren und die St*rkung des Vertrauens bestehender Anteilseigner,
ausgerichtet sind. Um der Gefahr entgegenzuwirken, dass das
Management schwer objektivierbare Werte offen legt, sind all-
gemein g,ltige Grunds*tze formuliert worden, die diese Informati-
onsanspr,che erf,llen.111 Eine positive Auswirkung des Value
Reporting auf die Rechnungslegungsadressaten wird z. B. im Rah-
men der Beschreibung der unternehmerischen Maßnahmen im
Bereich des Umweltschutzes erzielt, wenn es dem Unternehmen
gelingt, glaubhaft zu machen, dass es sich zur gesellschaftlichen
Verantwortung bekennt (Social Responsibility). Da die Verg,tung
des Managements immer h*ufiger an die Bçrsenkursentwicklung
des Unternehmens gekoppelt ist,112 verfolgt die Gesch*ftsf,hrung
nicht selten auch die individualpolitische Zielsetzung einer Steige-
rung des Bçrsenwertes. In dem Sinne kann ein Gleichschritt
zwischen individual- und finanzpolitischen Zielsetzungen durch
das Value Reporting erreicht werden. Neben den Anteilseignern
(Shareholder) stehen als Adressaten des Value Reporting s*mtliche
Zielgruppen zur Verf,gung (Stakeholder), die an der Existenz- und
Erfolgspotenzialsicherung des Unternehmens interessiert sind, z. B.
die Mitarbeiter, der Fiskus, Gl*ubiger und Kunden.

Als Instrument des Managements kann das Value Reporting dazu
eingesetzt werden, durch eine freiwillige Offenlegung ,ber das
gesetzliche Mindestmaß hinaus das Entscheidungsverhalten der
Adressaten zu beeinflussen, da die ,bermittelten Daten ansonsten
nur in den seltensten F*llen durch externe Adressaten der Rech-
nungslegung vollst*ndig nachpr,fbar und objektivierbar sind. Die

110 Vgl. weiterf,hrend AKEU (2002b), S. 2338.
111 Vgl. Hayn/Matena (2004), S. 325.
112 Vgl. Zimmermann/Wortmann (2001), S. 292.
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aktuellen Reformmaßnahmen zur Corporate Governance113 tragen
diesem Umstand Rechnung, indem sie die Verl*sslichkeit der
Rechnungslegungsinformationen erhçhen (vgl. u. a. die Bedeutung
des Enforcement nach dem BilKoG). Informationen ,ber Strategie
und Performance des Managements (sog. Performance Measure-
ment) als eine S*ule des Value Reporting werden in der Unter-
nehmenspraxis durch dynamische Kennzahlen, wie etwa Earnings
Before Interest and Taxes (EBIT) oder Net Operating Profit After Tax
(NOPAT), zum Ausdruck gebracht. Das Management ist bestrebt,
durch ein externes Reporting dieser Leistungsindikatoren (sog.
Performance Reporting) eine zielgenauere Quantifizierung des
Marktwerts der Unternehmensleistung zu ermçglichen. &hnlich
verh*lt es sich mit Angaben zu nicht bilanzierten Werten im
Unternehmen, z. B. selbst erstellte immaterielle Vermçgenswerte
des Anlagevermçgens, die nach nationalen (HGB) und interna-
tionalen Rechnungslegungsstandards (IFRS) lediglich in restriktiver
Form in der Bilanz ausgewiesen werden kçnnen. Bei der Findung
des Wertansatzes jener Posten hat die Gesch*ftsf,hrung einen nicht
unerheblichen Ermessensspielraum, besonders dann, wenn die
Werte aufgrund fehlender Absatzm*rkte gesch*tzt werden m,ssen.
Zu denken ist z. B. an die Schwierigkeit der Wertfindung f,r den
Humankapitalbestand eines Unternehmens.

Im Nachfolgenden werden am Beispiel immaterieller Vermçgens-
werte (Intangible Assets) nach IAS 38 und langfristiger Fertigungs-
auftr*ge (Construction Contracts) nach IAS 11 die Anforderungen,
welche die externen Rechnungslegungsnormen an die Ausgestal-
tung des Controlling und das Business-Reporting-System stellen,
n*her untersucht.

n Intangible Assets nach IAS 38
Es ist zu beobachten, dass immer st*rker Elemente des Financial
Accounting f,r die interne Unternehmenssteuerung (Management
Accounting) Verwendung finden. Mit der Nutzung von Elementen
der IFRS f,r interne Steuerungszwecke wirken Rechtsnormen auf
eine Konvergenz zwischen in- und externem Rechnungswesen hin.
Einfl,sse von Rechtsnormen ergeben sich wie bereits beschrieben,
wenn Anreize f,r F,hrungsinstanzen an das Erreichen bestimmter
Kennziffern des externen Rechnungswesens gekn,pft werden.

Der Trend zur Informationsgesellschaft und die fortschreitende
technische Entwicklung l*sst die Posten der immateriellen Werte
am Gesamtwert der Unternehmung kontinuierlich ansteigen.114 Sie

113 Vgl. hierzu Abb. 1.
114 Vgl. AKIW (2003), S. 1233.
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stellen wegen ihrer wichtigen betrieblichen Bedeutung strategische
Unternehmenswerttreiber dar. Sofern immaterielle Werte im Ab-
schluss nicht angemessen ber,cksichtigt werden kçnnen, sind c.p.
Chancen und Risiken des Unternehmens durch externe Abschluss-
adressaten nur unzureichend abzusch*tzen, wodurch eine Wert-
l,cke am Kapitalmarkt entsteht (Value Gap). Aufgrund der
Tatsache, dass selbst erstellte immaterielle Anlagewerte i. d. R.
schwer quantifizierbar sind, treten Ermessensspielr*ume auf, die
unter strikter Befolgung des Vorsichtsprinzips prinzipiell zu einer
Nichtaktivierung f,hren m,ssen.

Im Gegensatz zur handelsrechtlichen Rechnungslegung wird nach
IAS 38 grunds*tzlich nicht von einem generellen Ansatzverbot f,r
selbst erstellte immaterielle Vermçgenswerte des Anlagevermçgens
ausgegangen. Eine wesentliche Ausnahme findet sich in IAS 38.63,
der u. a. den Ansatz selbst geschaffener Marken ausnahmslos
untersagt, da hier kein aktiver Markt i. S. d. IAS 38.78 unterstellt
werden kann. Insofern ist die handelsrechtliche Bedingung eines
entgeltlichen Erwerbs bei den IFRS prinzipiell nachrangig. Die
unterschiedliche Behandlung von immateriellen Werten ist u. a. auf
die untergeordnete Bedeutung des Vorsichtsprinzips in der interna-
tionalen Rechnungslegung zur,ckzuf,hren. Stattdessen wird ein
zwingender Ansatz erforderlich, wenn der Vermçgensposten die
abstrakte und die konkrete Bilanzierungsf*higkeit nach IAS 38.8
und IAS 38.21 besitzt. Der Asset muss als substanzlose Ressource
gem. IAS 38.8 eindeutig identifizierbar sein, dem Unternehmen
einen k,nftigen wirtschaftlichen Nutzen stiften und in der Ver-
f,gungsmacht bzw. unter Kontrolle des Unternehmens stehen. IAS
38.21 fordert, dass f,r eine konkrete Ansatzf*higkeit des immate-
riellen Vermçgenswertes seine Anschaffungs-/Herstellungskosten
ermittelt werden und ein Nutzenzufluss mit hoher Wahrscheinlich-
keit zu erwarten ist.

Die mangelnde Objektivit*t der o. g. Ansatzvoraussetzungen hat das
International Accounting Standards Board (IASB) dazu veranlasst,
i. S. d. IAS 38.52 f,r alle selbst erstellten Intangibles eine Aufspaltung
des Herstellungsprozesses in eine Forschungs- und Entwicklungs-
phase von den Unternehmen einzufordern. Ist eine Trennung der
Kosten in die o. g. Phasen nicht mçglich, sind s*mtliche Kosten
gem. IAS 38.53 aufwandswirksam zu ber,cksichtigen. Dies unter-
streicht erneut die fundamentale Bedeutung eines harmonisierten
in- und externen Reportingsystems und Controlling. In die For-
schungsphase (Research Phase) f*llt gem. IAS 38.8 die Suche nach
neuen wissenschaftlichen oder technischen Erkenntnissen. Die jener
Phase zuzuordnenden Aufwendungen unterliegen gem. IAS 38.54
einem generellen Aktivierungsverbot. Die Entwicklungsphase (De-
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velopment Phase) umfasst gem. IAS 38.8 die der Forschung nach-
folgenden T*tigkeiten, bei der Forschungsergebnisse oder anderes
Wissen auf einen Plan oder einen Entwurf f,r sp*tere Produktion
angewendet werden, z. B. das Erstellen von Prototypen oder das
Testen neuer Materialien. Anfallende Kosten der Entwicklungs-
phase sind zwingend zum Ansatz zu bringen, wenn die in IAS 38.57
genannten Bedingungen kumulativ vorliegen. Die Voraussetzungen
sind die technische Realisierbarkeit der Fertigstellung, die Absicht
und F*higkeit zur Fertigstellung und Nutzung bzw. zum sp*teren
Verkauf des Vermçgenswertes, die Dokumentation des k,nftigen
Nutzenpotenzials durch Nachweis eines aktiven Marktes, die
Verf,gbarkeit technischer und finanzieller Ressourcen zum erfolg-
reichen Abschluss der Entwicklungsphase sowie die F*higkeit zur
verl*sslichen Bewertung der anfallenden Ausgaben. Diese Tat-
bestandsvoraussetzungen m,ssen durch die interne Unternehmens-
steuerung bereitgestellt werden, anderenfalls kommt eine Aktivie-
rung der entsprechenden Entwicklungsaufwendungen nicht in
Betracht.

Im Rahmen der wertorientierten Unternehmenssteuerung (sog.
Value Based Management) ist das externe Intangible-Asset-Repor-
ting-System nach Maßgabe von DRS 15 im (Konzern-)Lagebericht
– auch f,r Unternehmen, die nach IFRS Rechnung legen –
folgendermaßen auszubauen:115

e Die Erstellung des (Konzern-)Lageberichts ist gem. DRS 15.28
am sog. Management Approach auszurichten. Dieses Konzept hat
hinsichtlich der Frage einer Konvergenz zwischen in- und
externer Rechnungslegung (integriertes Rechnungswesen) be-
sondere Bedeutung erlangt. Es zielt darauf ab, die externe
Unternehmensberichterstattung an der internen Unternehmens-
steuerung auszurichten. In DRS 15.28 wird gefordert, dass der
(Konzern-)Lagebericht den externen Adressaten einen Einblick
in die Sicht der Unternehmensleitung gew*hren soll. Das Ziel ist
der Abbau bestehender Informationsasymmetrien zwischen Ma-
nagement und Rechnungslegungsadressat.

e F,r kapitalmarktorientierte Mutterunternehmen wird gem. DRS
15.38 zudem gefordert, unter Zuhilfenahme geeigneter Kenn-
zahlen den Aufbau und Ablauf der internen Unternehmens-
steuerung darzulegen. Dieses Vorgehen l*sst sich ebenfalls auf
das Konzept des Management Approach zur,ckf,hren. Bei
Anwendung des Shareholder-Value-Prinzips bzw. des Value Based
Management l*sst sich eine erhçhte Transparenz der Unter-
nehmensabl*ufe erzielen. Ferner kçnnen etwaige Schwachstellen

115 Vgl. auch Velte (2006a), S. 144 f.
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bei der Implementierung des unternehmerischen Oberziels der
Maximierung des Marktwerts des Eigenkapitals fr,hzeitig er-
kannt und beseitigt werden.

Zus*tzlich werden im Anhang zu DRS 15 folgende Empfehlungen
bei der (Konzern-)Lageberichterstattung abgegeben:116

e Immaterielle Vermçgenswerte des Konzerns sollten,117 unabh*n-
gig davon, ob sie in der Bilanz abgebildet werden oder nicht, im
(Konzern-)Lagebericht Erw*hnung finden. Darunter fallen selbst
erstellte immaterielle Vermçgenswerte, z. B. Humankapital,
Kundenbeziehungen und Standortfaktoren. Das DRSC geht
davon aus, dass die mit der Berichterstattung verbundenen
„erheblichen Quantifizierungsprobleme“ durch die Angabe ge-
eigneter Indikatoren entsch*rft werden kçnnen (z. B. Angaben
zur Fluktuation, Messung der Kundenzufriedenheit, Ausweis der
R,cklaufquote).

e Forschungs- und Entwicklungsaktivit*ten sollten unter Verwen-
dung geeigneter Kennzahlen dargelegt werden.118 Die For-
schungsquote als Quotient von Forschungsaufwendungen zum
Umsatz oder die Forschungseffizienz als Neuproduktrate sind
exemplarisch angef,hrte Richtgrçßen.

Seit Verabschiedung des Bilanzrichtliniengesetzes (BiRiLiG) ist im
(Konzern-)Lagebericht auf die Forschungs- und Entwicklungst*tig-
keit des Unternehmens einzugehen, wenn sie einen wesentlichen
Teil der Gesch*ftst*tigkeit einnimmt. Bislang beschr*nkte sich die
Unternehmensberichterstattung i. d. R. auf eine rein verbale Dar-
stellung. Die durch das DRSC ausgesprochene Empfehlung zur
Angabe von Kennzahlen dient dem Ziel einer verst*rkten Quanti-
fizierung der Forschungs- und Entwicklungst*tigkeit und der
Verbesserung der Corporate Governance.

Angesichts der Tatsache, dass auch im Rahmen der IFRS-Rech-
nungslegung gem. IAS 38.63, 38.48 f,r einen Großteil der origin*-
ren Intangible Assets ein generelles Ansatzverbot zu beachten ist
(z. B. f,r den origin*ren Goodwill, origin*re Marken, Kundenlisten
oder Verlagsrechte) ergibt sich, dass der Markt- bzw. Unterneh-
menswert unzutreffend dargestellt wird. Die daraus resultierende
Wertl,cke kann lediglich mit Hilfe von erg*nzenden Kommunika-
tionsinstrumenten geschlossen werden. Zwischenzeitlich liegt eine
F,lle von Vorschl*gen zum Reporting und Controlling von Intangi-
bles vor, z. B. die Erstellung eines Intellectual Property bzw. Capital
Statement, einer Wissens- oder Technologiebilanz oder die Imple-

116 Vgl. auch Velte (2006a), S. 144 f.
117 Vgl. DRS 15.115 f.
118 Vgl. DRS 15.100.
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mentierung einer Reporting Scorecard. Ein gelungenes Beispiel stellt
ferner der sog. Skandia Navigator des gleichnamigen schwedischen
Versicherungsunternehmens dar.

n Construction Contracts nach IAS 11
Die Auftragsfertigung bei unfertigen Erzeugnissen ist den Vorr*ten
nach § 266 Abs. 2 Posten B. I. 2. HGB zu subsumieren bzw.
bilanziell nach IAS 11 abzubilden. Dieser Themenkomplex hat
aufgrund der fortschreitenden Technologisierung, Spezialisierung
und Internationalisierung des wirtschaftlichen Geschehens in ver-
schiedenen Branchen, u. a. im Schiffs-, Anlagen-, Flugzeugbau und
der Forschungs- und Entwicklungsindustrie, in j,ngster Zeit einen
erheblichen wertm*ßigen Bedeutungszuwachs erlangt und stellt
vielfach den Schwerpunkt der vertraglichen Verflechtungen des
Unternehmens dar. Der Zusatz „langfristige“ Auftragsfertigung
deutet darauf hin, dass es sich grunds*tzlich um Herstellungs-
vorg*nge handelt, die mindestens zwei Gesch*ftsperioden umfassen.
Vertragsabschluss und Leistungserf,llung fallen daher in unter-
schiedliche Abrechnungsperioden. Ferner ist eine begrenzte Anzahl
der gefertigten Vermçgenswerte und eine Komplexit*t und Exklu-
sivit*t des Fertigungsproduktes zu unterstellen. Zudem muss der
Herstellung eine kundenspezifische Planung und Entwicklung
vorausgegangen sein.

Trotz der Tatsache, dass aus den geschlossenen Fertigungsvertr*gen
grunds*tzlich kein Verwertungsrisiko f,r das Fertigungsunterneh-
men besteht, ist der Bereich der langfristigen Auftragsfertigung
durch eine erhçhte Komplexit*t und Risikoanf*lligkeit gekenn-
zeichnet. Dabei spielen ,berwiegend Kostenrisiken eine entschei-
dende Rolle, die in Risiken der Kostenarten und der Kostenhçhe zu
unterscheiden sind. Langfristige Fertigungsauftr*ge werden im
Gegensatz zur Serienfertigung durch einen hohen Individualit*ts-
grad der Produktgestaltung gekennzeichnet, so dass ein starkes
Abh*ngigkeitsverh*ltnis zum Auftraggeber besteht. Sie stellen somit
Einzelfertigungen dar und kçnnen h*ufig nicht wiederholt erstellt
werden. Bei der Kalkulation der Kosten zu Beginn des Projektes
bestehen erhebliche Probleme bei der Quantifizierung und Ber,ck-
sichtigung s*mtlicher Kostenfaktoren. Ein R,ckgriff auf Branchen-
oder Unternehmensvergleiche, aber auch auf fr,here Auftragsver-
tr*ge des betrachteten Fertigungsunternehmens, ist angesichts der
Exklusivit*t des Auftrags nur in engen Grenzen mçglich. Daneben
spielen technische Risiken bei Leistungsverzug oder Schlechterf,l-
lung eine erhebliche Rolle (u. a. in Form mçglicher Konventional-
strafen oder Klagen), wenn vertraglich garantierte Leistungsindika-
toren oder Zeittermine durch das Fertigungsunternehmen nicht
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eingehalten werden kçnnen. Schließlich kçnnen ebenfalls Finanzie-
rungsrisiken auftreten, die sich aus einem mçglichen Zahlungs-
ausfall oder -verzug des Auftraggebers ergeben. Eine vorherige
genaue Bonit*tsbeurteilung des Kunden i. S. eines Ratingverfahrens
durch den Auftragnehmer selbst oder mittels Ratingagenturen
erscheint daher dringend erforderlich. Erfolgt die Erstellung eines
Produktes ,ber einen mehrj*hrigen Zeitraum und ist ein rechts-
kr*ftiger Auftrag zwischen den Vertragsparteien geschlossen, stellt
sich ferner die Frage nach dem Zeitpunkt der Umsatz- und
Ergebnisrealisierung.119

Die Abbildung von langfristigen Fertigungsauftr*gen ist eng mit der
Frage der Auslegung des Realisationsprinzips verbunden.120 Nach F
92 f. i. V. m. IAS 1.13 werden Aufwendungen und Ertr*ge bereits
dann erfasst, wenn eine Abnahme bzw. Zunahme des wirtschaftli-
chen Nutzens f,r das Unternehmen eingetreten ist, die verl*sslich
ermittelt werden kann. Die Tatbestandsvoraussetzung des endg,lti-
gen Gefahren,bergangs als Realisationszeitpunkt besitzt bei der
Abbildung von Fertigungsauftr*gen in der IFRS-Rechnungslegung
keine Relevanz. Stattdessen ist von einer kontinuierlichen Erfolgs-
akkumulation w*hrend der Leistungserbringung im Sinne einer
moderateren Auslegung des Realisationsprinzips zugunsten des
Grundsatzes der periodengerechten Gewinnermittlung am Bilanz-
stichtag auszugehen.121

Ist eine verl*ssliche Sch*tzung des Auftragsergebnisses gegeben, sind
gem. IAS 11.22 sowohl die Auftragserlçse als auch die -kosten
entsprechend dem Leistungsfortschritt am Bilanzstichtag in der
GuV als Ertr*ge und Aufwendungen zu ber,cksichtigen.122 Dieses
Bilanzierungskonzept wird in IAS 11.25 als Gewinnrealisierung
nach dem Fertigstellungsgrad bzw. nach dem Leistungsfortschritt
(Stage of Completion) bezeichnet. Aufgrund der Ausrichtung der
IFRS an den Informationsbed,rfnissen der Abschlussadressaten
wird in diesem Zusammenhang unterstellt, dass die PoCM ent-
scheidungsn,tzliche Informationen zum Stand der Leistung am
Bewertungsstichtag gew*hrt. Im Vergleich zur Gewinnrealisierung
am Ende des Fertigungsauftrags ,bt sie einen positiven Einfluss auf
die Corporate Governance des Unternehmens aus, weil sie den
tats*chlichen Verh*ltnissen des Unternehmens eher entsprechen
d,rfte (True and Fair View). Auf der anderen Seite fordert IAS
11.22 i. V. m. IAS 11.36 eine sofortige Antizipation zu erwartender
Verluste aus dem Fertigungsauftrag. Werden die Gesamtkosten die

119 Vgl. Freidank (1989), S. 1197.
120 Vgl. weiterf,hrend Pottgießer/Velte/Weber (2005), S. 310-318.
121 Vgl. so auch Keitz/Schmieszek (2004), S. 122.
122 Vgl. grundlegend auch Freidank (1989), S. 1203.

Ertragsrealisation
nach IFRS

Konzept der
Teilgewinn-
realisierung nach
IFRS



Corporate Governance Controlling-Trends

Gruppe 2 Seite 539

CB 01401086 2/539

Erlçse wahrscheinlich ,bersteigen, erfolgt eine erfolgswirksame
Ber,cksichtigung der erwarteten Verluste in voller Hçhe in der
aktuellen Berichtsperiode als Aufwand in der GuV.

Die uneingeschr*nkte Anwendung der PoCM h*ngt von der
geforderten Tatbestandsvoraussetzung der verl*sslichen Sch*tzung
des Auftragsergebnisses ab (IAS 11.22). Kann diese Voraussetzung
nicht erf,llt werden, schreibt IAS 11.32 eine begrenzte Erlçs-
realisierung bis zur Hçhe der bisher angefallenen Auftragskosten
vor. Dieses Verfahren wird im Schrifttum als sog. verk,rzte oder
modifizierte PoCM bezeichnet, da insofern ein Gewinnausweis von
null (zero) unterstellt wird (Zero Profit Marge).123

Eine am Shareholder Value ausgerichtete Unternehmenspolitik wird
grunds*tzlich dazu votieren, eine Teilgewinnrealisierung vor Ver-
tragsende vorzunehmen, da dies c.p. eine positive Signalwirkung
(Signalling Theory) bzgl. der k,nftigen Aussch,ttungspolitik bei den
(Eigen-)Kapitalgebern hervorruft124 und eine realistischere Ein-
sch*tzung der betrieblichen Verh*ltnisse ermçglicht. In diesem
Sinne ist die PoCM als Instrumentarium des Value Based Manage-
ment zu qualifizieren, das auf eine Verst*rkung der Investor
Relations und eine Erkl*rung der Wertl,cke zwischen dem Markt-
und Buchwert des Unternehmens vor Vollendung des Fertigungs-
auftrags abzielt.125 Der Abbau von Informationsasymmetrien und
die Vertrauensst*rkung der Aktion*re ist zugleich ein wesentliches
Anliegen der international gef,hrten Diskussion um eine „gute“
Corporate Governance.

Das IASB unterstellt, dass eine verl*ssliche Sch*tzung des Auftrags-
ergebnisses nur durch die Einrichtung eines effektiven internen
Budgetierungs- und Reportingsystems gew*hrleistet ist.126 Ebenso
wird ein wirksames Controlling vorausgesetzt. Unmittelbar nach
Vertragsabschluss wird f,r Zwecke der Kostenplanung eine mit-
laufende Auftragskalkulation erforderlich, die s*mtliche Leistungs-
und Produktanforderungen des Auftraggebers ber,cksichtigt. Dabei
ist der Fertigungsauftrag in einzelne Teileinheiten zu zerlegen; den
Teileinheiten werden einzelne Budgets zugeordnet. Eine verl*ssliche
Sch*tzung des jeweiligen Projektfortschritts am Bewertungsstichtag
wird nur durch eine mitlaufende Auftragskalkulation gew*hrleistet,
um etwaige Kosten- oder Zeitabweichungen zeitnah zu ber,ck-
sichtigen.127 Dazu wird in der betrieblichen Praxis h*ufig auf das
Instrumentarium der Abweichungsanalyse zur,ckgegriffen, welche

123 Vgl. auch Peemçller/Faul/Schroff (2004), S. 538.
124 Vgl. Papst (2006), S. 213.
125 Vgl. ebenfalls Velte (2006c), S. 227.
126 Vgl. IAS 11.29.
127 Vgl. IAS 11.38.
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eine detaillierte Untersuchung der Abweichungsursachen und der
Auswirkungen auf den zuk,nftigen Projektfortschritt vornimmt.

Der internen Unternehmenssteuerung ist somit bei der Abwicklung
langfristiger Fertigungsauftr*ge nach IAS 11 eine zentrale Bedeutung
beizumessen. Ihr obliegt insbesondere die Kontrolle des Fertigungs-
auftrags, dessen Plandaten anhand von Struktur- oder Netzpl*nen
zu fixieren und kontinuierlich an aktuelle Entwicklungen anzupas-
sen sind. Ein in j,ngerer Zeit diskutiertes und praktikables
Verfahren stellt dabei die Earned Value Method (EVM) dar,128 die
durch ein marktorientiertes Verfahren wie das Target Costing zu
erg*nzen ist. Die traditionellen Budgetierungssysteme kçnnen nach
h. M. die weit reichenden Anforderungen, die an die bilanzielle
Ber,cksichtigung langfristiger Fertigungsauftr*ge nach IAS 11
gestellt sind, nicht oder nur unzureichend erf,llen. Die Effizienz
der internen Reportingstrukturen und des Controlling entscheidet
,ber die Anwendbarkeit der PoCM, welche eine verl*ssliche
Bewertung des Auftragsergebnisses voraussetzt. Anderenfalls ist –
wie bereits ausgef,hrt – eine Teilgewinnrealisierung vor Fertig-
stellung des Auftrags unzul*ssig und die (unattraktive) Zero Profit
Margin zu befolgen. Die EVM stellt ein integriertes Performance-
Measurement-Instrument der operativen Entscheidungsunterst,t-
zung bei langfristigen Fertigungsauftr*gen und generiert die nach
IAS 11.23 geforderte verl*ssliche Bewertung von Auftragskosten,
-erlçsen und des Fertigstellungsgrads am Bewertungsstichtag. Die
Basis der EVM bildet die Erstellung von Projektstrukturpl*nen, mit
deren Hilfe die Gesamtheit der wesentlichen Vernetzungen zwischen
den Projektelementen dargestellt wird und die zur Auftragskoordi-
nation eingesetzt werden. Die untersten Ebenen werden Arbeits-
pakete (AP) genannt, welche eigenst*ndige Aktivit*ten der jewei-
ligen Abteilung repr*sentieren und mit bestimmten Budgets
ausgestattet sind.129 Zum Bewertungsstichtag werden die Budget-
werte der tats*chlich abgeschlossenen Arbeitspakete addiert; diese
ergeben den Earned Value (EV) als Referenzzahl f,r den bisherigen
Projektfortschritt. Zudem sind die Istkosten (IK) und der Planned
Value (PV) zu bestimmen. W*hrend die IK die f,r die Erzielung des
EV tats*chlich verursachten Kosten repr*sentieren, misst der PV das
Budget derjenigen Arbeitspakete, die zum Bewertungsstichtag als
abgeschlossen geplant gewesen sind. Anhand der dargestellten
Referenzgrçßen kçnnen entscheidungsrelevante Kennzahlen, z. B.
die Kosten- oder Zeitvarianz, der Schedule Value Index (SVI) oder
der Cost Value Index (CVI), abgeleitet werden. Das nachstehende
Beispiel dient der Veranschaulichung der EVM.

128 Vgl. Niemand (2005), S. 383.
129 Vgl. Velte (2006d), S. 20.

Earned Value
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Beispiel:

Das Schiffsbauunternehmen „Hansa Line“ schließt am 30.3.2006
mit der Schifffahrtsgesellschaft „Gute Laune GmbH“ einen
Exklusivvertrag ,ber den Bau eines Luxusliners, der plangem*ß
am 1.1.2009 fertig gestellt werden soll. Das Schiffsbauunterneh-
men teilt das gesamte Fertigungsprojekt in die Arbeitspakete
(AP) „Errichtung des Rumpfs“ (1), „Lackierarbeiten“ (2) und
„Innenausstattung“ (3) ein. Den drei Arbeitspaketen werden
jeweils Budgetwerte in Hçhe von 1.000 TEUR, 3.000 TEUR und
2.000 TEUR zugeordnet. Zum Bewertungsstichtag (31.12.2006)
liegen nachfolgende Kennzahlen vor.

AP PV in
TEUR

31.12.06 IK in
TEUR

EV in
TEUR

KV in
TEUR

ZV in
TEUR

CVI
in %

SVI
in %

1 1.000 beendet 2.000 1.000

- 1.500 - 1.000 76,9 83,3
2 3.000 beendet 3.000 3.000

3 2.000 1/2 fertig 1.500 1.000

Summe 6.000 6.500 5.000

Abb. 3: Kennzahlen der Earned-Value-Methode

Laut Aufgabenstellung beziffert sich die KV auf 5.000 - 6.500 =
- 1.500 TEUR. Eine negative Kostenvarianz deutet auf eine
Kosten,berschreitung hin, d. h., im vorliegenden Fall sind 1.500
TEUR mehr ausgegeben worden als urspr,nglich geplant war.
Die ZV betr*gt im Beispielfall 5.000 – 6.000 = – 1.000 TEUR. Bei
negativem Vorzeichen ist von einer Termin,berschreitung aus-
zugehen. Im vorliegenden Fall ist mit 1.000 TEUR bewertete
Arbeitszeit zu lange gearbeitet worden als geplant gewesen ist.
Der SVI wiederum zeigt die bisherige Wertschaffung im Ver-
h*ltnis zu den Planwerten an. Ein Quotient unter 100 % deutet
auf eine Untererf,llung hin, so dass im vorliegenden Fall anstelle
von 100 TEUR lediglich ein Wert von 83,3 TEUR erzielt werden
konnte. Schließlich gibt der CVI an, wie viel Wert in Geld-
einheiten ausgedr,ckt f,r IK in Hçhe von 100 TEUR k,nftig
geschaffen wird. Im vorliegenden Fall betr*gt der CVI 76,9 %, so
dass eine ineffiziente Auftragsabwicklung zu prognostizieren ist.
F,r Ausgaben in Hçhe von 100 TEUR konnte lediglich in Hçhe
von 76,9 TEUR ein „Gegenwert“ erzielt werden.130

130 Vgl. hierzu auch die grundlegenden Ausf,hrungen von Kesten (2004), S. 4.
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Die EVM stellt somit ein praxisorientiertes Modell f,r das Con-
trolling langfristiger Fertigungsauftr*ge dar. Dabei beschr*nkt sich
die Aussagekraft nicht nur auf den bisherigen Entwicklungsstand,
sondern diese erlaubt ebenfalls im Sinne eines proaktiven Steue-
rungs- und Planungsinstruments eine Prognose der k,nftigen
Entwicklung. Bei festgestellten Abweichungen kçnnen zeitnahe
Gegensteuerungsmaßnahmen ergriffen und im Modell entspre-
chend ber,cksichtigt werden.131

5 Zusammenfassung
Um Unternehmen effizienter f,hren und wirkungsvoller ,ber-
wachen zu kçnnen, wurden in den vergangenen Jahren zahlreiche
Reformans*tze zur Verbesserung der Corporate Governance auf-
gegriffen. Das Controlling sowie das interne und externe Reporting
unterst,tzen und erg*nzen die (berwachungst*tigkeit im Dual-
und Board-System, sofern dem Management Approach gefolgt wird
und Informationsasymmetrien zwischen Management und Eigen-
t,mer abgebaut werden kçnnen. Die Betrachtung auf Grundlage
des jungen Rationalit*tssicherungsansatzes zeigt, dass die recht-
lichen Reformbestrebungen eine Rationalit*tssicherung der Unter-
nehmensf,hrung leisten, indem sie eine zielgerichtete F,hrung und
(berwachung verlangen (Konvergenz des in- und externen Rech-
nungswesens). Damit erg*nzen sich die Anforderungen des Kapi-
talmarkts an das Value Based Management und die juristisch
gepr*gten Reformen zur Verbesserung der Corporate Governance.

Im Detail liegen die Beitr*ge des (risikoorientierten) Controlling
wesentlich im Aufbau und Einsatz des durch das KonTraG
geforderten Risikomanagementsystems einschließlich des Fr,h-
erkennungssystems. Daneben kann die Institution Controlling bei
der (berwachung des Risikomanagementsystems durch den Auf-
sichtsrat oder ein gebildetes Audit Committee beratend hinzugezo-
gen werden. Dar,ber hinaus leistet das (wertorientierte) Control-
ling einen wichtigen Beitrag im Rahmen der Berichterstattung des
Vorstandes an den Aufsichtsrat und bei der die Unternehmens-
f,hrung entlastenden Aufbereitung von Entscheidungsvorlagen.

Wenn zum einen das Controlling f,hrungsunterst,tzend wirkt und
zum anderen die Reformanstrengungen zur Verbesserung der
Corporate Governance auf die zielgerichtete Leitung und (ber-
wachung von Unternehmen ausgerichtet sind, liegt es nahe, nach

131 Diese Eigenschaften muss ebenfalls ein unternehmerisches Fr,hwarnsystem als
Bestandteil des einzurichtenden Risikomanagementsystems gem. § 91 Abs. 2
AktG erf,llen.
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einem Rahmen zu suchen, der die Begriffe Controlling und (ber-
wachung zusammenf,hrt. Ein solcher kçnnte im Internal-Control-
Ansatz liegen, der das zukunftsgerichtete Controlling in das interne
(berwachungssystem des Unternehmens einbettet. Hier tritt –
obwohl der konzeptionelle, integrierende Gesamtrahmen noch zu
entwickeln ist und einzelne Themenfelder noch unerforscht sind –
der zentrale Beitrag des Controlling im Kontext der zielgerichteten
F,hrung und (zukunftsgerichteten) (berwachung von Unterneh-
men deutlich zu tage.

Der Einfluss von Rechts- und Rechnungslegungsnormen auf das in-
und externe Reporting nimmt insbesondere durch die aktuellen
Reformbestrebungen zur Verbesserung der Corporate Governance
zu. Im Fokus dieser Entwicklung stehen zunehmend Fragen der
Controlle. Am Beispiel immaterieller Vermçgenswerte (Intangible
Assets) nach IAS 38 und langfristiger Fertigungsauftr*ge (Con-
struction Contracts) nach IAS 11 konnte gezeigt werden, dass sowohl
ein harmonisiertes in- und externes Rechnungswesen als auch ein
effektiv ausgestaltetes Business-Reporting-System f,r das Financial
Accounting bei einem (bergang auf IFRS de facto obligatorisch
sind. Dar,ber hinaus werden diese Tendenzen durch das zuneh-
mende Bed,rfnis s*mtlicher in- und externer Koalitionsteilnehmer
nach unternehmenswertorientierten, aktuellen und strategisch un-
gefilterten Steuerungsinformationen beschleunigt. Insofern beein-
flusst die Implementierung einer am Shareholder Value gef,hrten
Unternehmenspolitik und das damit einhergehende offensive
Publizit*tsverhalten des Managements die Corporate Governance
nachhaltig und gibt wesentliche Impulse f,r eine zuk,nftige Stan-
dardisierung des Value Reporting. Dieses ist ein wesentlicher Beitrag
zu einer hçheren zeitlichen und zwischenbetrieblichen Vergleich-
barkeit der Unternehmensinformationen.
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